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1. Einleitung

Die Entwicklung der Einkommensverteilung im
Jahr 1999 folgt soweit erkennbar der längerfristigen
Vergangenheitsentwicklung, die geprägt wird von
überproportional wachsenden Gewinn- und Vermö-
genseinkommen sowie verhalten zunehmenden Lohn-
und Transfereinkommen. Eine Veränderung der Ver-
gangenheitstrends insbesondere durch die Rot-grüne
Regierungspolitik schlägt sich in den meisten Vertei-
lungsindikatoren bisher nicht nieder. Das war einer-
seits wegen der relativ kurzen Regierungs- und Ein-
wirkungszeit vielleicht ohnehin nicht zu erwarten.
Andererseits aber weisen die 1999 und danach ent-
wickelten Regierungsaktivitäten und Regierungspläne
– im Zusammenhang mit ähnlich orientierten der an-
deren Gebietskörperschaften –  bislang auch darauf
hin, dass sich zukünftig die vergangenen Verteilungs-
entwicklungen und darin insbesondere die genannte
Schere weiter fortsetzen werden. In diesen retrospek-
tiven und prospektiven Rahmen wird die Darstellung
und Bewertung einzelner Verteilungsebenen und Ver-
teilungsindikatoren für 1999 und die Vorjahre einge-
bettet. Ein besonderer Schwerpunkt kann im dies-
jährigen WSI-Verteilungsbericht auf die Darstellung
der Einkommen privater Haushalte in der Gliederung
nach sozialen Gruppen gelegt werden, weil erste Er-
gebnisse der 1998 durchgeführten Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe (EVS) in West- und Ost-
deutschland zur Verfügung stehen. Diese personellen
Einkommensinformationen auf mikroökonomischer
Basis bestätigen insbesondere wieder die von der ma-
kroökonomischen Datenlage bekannte Ungleichge-
wichtigkeit zwischen den Residual- und den Kon-
trakteinkommen. Bei den letztgenannten können auf
Basis einer anderen ergiebigen Informationsquelle,
der IAB-Beschäftigtenstichprobe, auch neue Daten
zur geschlechtsspezifischen Lohnentwicklung von
Vollzeitbeschäftigten präsentiert werden, die ebenfalls
erhebliche – zwar nicht zunehmende, aber auch kaum
abnehmende – Ungleichgewichte vermelden.

2. Die gesamtwirtschaftliche Einkommens-
entwicklung

Auch für die jüngere Vergangenheit haben Neube-
rechnungen und Revisionen der amtlichen Statistik
mit quantitativen und qualitativen Auswirkungen auf
verteilungspolitische Indikatoren auf gesamtwirt-
schaftlicher Ebene stattgefunden – wenn auch nicht
so gravierend wie im letzten Jahr mit der Umstellung
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR)
vom deutschen auf das Europäische System Volks-
wirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG). In erster
Linie zur erwähnen sind Neuberechnungen im Rah-
men der VGR aufgrund zusätzlicher Informationen
aus weiteren amtlichen Datenquellen (s. Statistisches
Bundesamt 2000a), die bis 1991 zurück vorgenom-
men wurden und damit den Zeitraum abdecken, der
auch im Rahmen des ESVG weitgehend neu gestaltet
wurde. Revidiert, genauer erhöht für diesen Zeitraum
wurde vor allem die Angabe der beschäftigen Arbeit-
nehmer (und entsprechend der Erwerbstätigen), weil
im Zuge neuer Informationen aufgrund der gesetzli-
chen Reform der 630-DM-Beschäftigung die Zahl der
ausschließlich geringfügig Beschäftigten stark aufge-
stockt wurde. Damit verbunden ist auch eine entspre-
chende Anhebung der Arbeitnehmerentgelte, also der
Bruttoarbeitseinkommen einschließlich der Arbeitge-
berbeiträge zur Sozialversicherung. Allein durch die-
sen Revisionseffekt steigt der Anteil der Arbeitneh-
mer an den Erwerbstätigen (Arbeitnehmerquote) und
der Anteil der Arbeitseinkommen am Volkseinkom-
men (Lohnquote) seit 1991 leicht um mehrere Zehn-
tel Prozentpunkte an (s. auch Tabelle 1). Oder mit
anderen Worten: insoweit ist die Lohnquote in der
Vergangenheit wegen der bekannten, aber lange nicht
eindeutig quantifizierbaren Untererfassung der ge-
ringfügig Beschäftigten unterschätzt worden1). Im
Verlauf der 90er Jahre wird dieser Revisionseffekt ge-
ringer. Dagegen steigt seit 1998 und insbesondere seit
1999 die Anzahl auch anderer Beschäftigungsverhält-
nisse im Zuge der konjunkturellen Belebung wieder
an, so dass auch dadurch in letzter Zeit Lohnquote
und Arbeitnehmerquote wieder etwas steigen – ers-
tere allerdings von einem „historischen“ gesamtdeut-
schen Tief in 1998 aus2).
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1) Inwieweit vom Statistischen Bundesamt die geringfügige Beschäftigung
angesichts auch verfügbarer anderer Datenquellen weiter in gewissem
Ausmaß unterschätzt wird, bedarf einer genaueren Prüfung.

2) Die geringe Lohnquote im ersten Halbjahr 2000 darf nicht irreführen; in
der ersten Jahreshälfte ist die Lohnquote immer um einiges geringer als



Steigt die Lohnquote, sinkt umgekehrt die volks-
wirtschaftliche Gewinnquote. So lapidar dieser Zu-
sammenhang ist, so wenig aussagefähig sind beide
Quoten – und das nicht nur wegen ihres Bezugs auf
ganz Deutschland –, worauf hier schon öfter hinge-
wiesen wurde. Wesentlich aufschlussreicher sind die
empirischen Auskünfte zu der Frage, was den beiden
Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital in funktio-
naler Sicht letztlich im Rahmen des Volkseinkom-
mens nach Abschluss der vielfältigen Umverteilungs-
prozesse verbleibt und wie viel davon über die jewei-
ligen Nachfragepotentiale wieder in den volkswirt-
schaftlichen Kreislauf zurückkehren könnte – womit
verteilungsgerechte wie ökonomische Aspekte aufge-
worfen sind. Diese Frage ließ sich im letztjährigen
WSI-Verteilungsbericht nur nach mühsamer Umrech-

nung beantworten, weil das Statistische Bundesamt in
seinen VGR-Veröffentlichungen nach der Umstellung
auf das ESVG und dessen mehr sektoraler Orientie-
rung frühere funktionale Informationen vermissen
ließ. Dies ist erfreulicherweise seit diesem Frühjahr
nicht mehr der Fall; mit dem VGR-Vorbericht 1999
werden vom Statistischen Bundesamt auf dem Daten-
stand vom März 2000 entsprechende funktionale An-
gaben über die Verteilung des Volkseinkommens für
die 90er Jahre wieder veröffentlicht3). Sie werden hier
in Tabelle 2 in leicht modifizierter Form vorgestellt.
Die Abweichungen zur entsprechenden Tabelle 2, die
im WSI-Verteilungsbericht 1999 nach Angaben des
Statistischen Bundesamtes selbst berechnet worden
war, gehen teilweise auf die eingangs schon erwähn-
ten Neuberechnungen und Revisionen des Bundes-
amtes zurück; sie haben aber auch mit methodischen
Aspekten zu tun, von denen unten noch zu sprechen
sein wird.

Zunächst aber zu den Ergebniszahlen von Tabelle 2:
In der Spalte „Nettolöhne und -gehälter“ zeigt sich,
dass für 1999 von der Erhöhung der Brutto-Lohn-
quote aus Tabelle 1 nichts übrig geblieben ist. Im Ge-
genteil: die Netto-Lohnquote (Anteil der Netto-Ar-
beitseinkommen am privat verfügbaren Volksein-
kommen nach der staatlichen Umverteilung) ist
schon 1998 auf ein „historisches“ Tief seit der deut-
schen Vereinigung gesunken und verharrt 1999 auf
diesem Niveau. Die Entwicklung einer sinkenden
Netto-Lohnquote seit 1991 hat einen „Verlust“ an
Netto-Arbeitseinkommen von insgesamt rund 6,5
Prozentpunkten bis 1999 erzeugt. Umgekehrt ist die
Netto-Gewinnquote (das ist der Anteil der privaten
Netto-Gewinn- und Vermögenseinkommen am privat
verfügbaren Vermögenseinkommen, siehe die ent-
sprechende Tabellenspalte) im Verlauf der letzten
Dekade ständig gestiegen, und zwar um rund drei
Prozentpunkte. Allein von 1998 auf 1999 ist ein mini-
maler Bruch in diesem Anstieg zu verzeichnen. Rück-
gang der Netto-Lohnquote und Anstieg der Netto-
Gewinnquote sind in ihrem Ausmaß nicht deckungs-
gleich, weil im Zuge der öffentlichen Umverteilung
für monetäre Sozialleistungen – die Sozialleistungs-
quote oder Sozialquote – mehr Mittel benötigt und
aus den Markteinkommen bzw. Erwerbseinkommen
abgezweigt wurden. Die Sozialquote (siehe die Spalte
„Monetäre Sozialleistungen“) stieg fast kontinuierlich
seit 1991 von 22,5 vH des privat verfügbaren Volks-
einkommens um fast vier Prozentpunkte auf gut 26
vH in 1996. Auf diesem Niveau bleibt sie seitdem, ab-
gesehen von einem geringfügigen Ausschlag 1998. Of-
fenbar gleichen sich Entlastungen bei den Sozialleis-
tungen einerseits (wie etwa zurückgehende Arbeits-
losenunterstützung aufgrund besserer Arbeitsmarkt-

WSI Mitteilungen 11/2000 745

im ganzen Jahr, weil sich insbesondere Einmalzahlungen auf die zweite
Jahreshälfte konzentrieren.

3) Siehe insbesondere die Tabelle 3.4.4.2 der amtlichen VGR-Veröffentli-
chungen in Statistisches Bundesamt 2000b.

Tabelle 1
Bruttolohnquote

(nach dVGR1) und ESVG2))

Jahr Tatsächliche Arbeitnehmerquote4) Struktur-
Brutto- bereinigte

lohnquote3) Brutto-
lohnquote5)

vH vH Index6) vH

– alte Bundesländer1) – 

1960 60,1 77,2 92,5 65,0
1965 65,3 80,9 97,0 67,3
1970 68,0 83,4 100,0 68,0
1975 74,1 86,0 103,2 71,9
1980 75,8 88,3 105,9 71,6
1981 76,8 88,4 106,0 72,4
1982 76,9 88,5 106,0 72,5
1983 74,6 88,4 106,0 70,4
1984 73,4 88,5 106,1 69,2
1985 73,0 88,6 106,2 68,7
1986 72,1 88,7 106,3 68,8
1987 72,6 88,9 106,6 68,1
1988 71,5 89,0 106,7 67,0
1989 70,3 89,2 106,9 65,8
1990 69,6 89,4 107,2 64,9
1991 69,6 89,5 107,3 64,9
1992 70,8 89,6 107,4 65,9
1993 71,87) 89,4 107,2 67,0
1994 70,17) 89,2 107,0 65,5
1995 – 89,1 106,8 –
1996 – 89,0 106,7 –
1997 – 88,8 106,4 –
1998 – 88,7 106,4 –

– alte und neue Bundesländer2) –

1991 72,5 90,7 100,0 72,5
1992 73,7 90,4 99,7 73,9
1993 74,7 90,1 99,3 75,2
1994 73,8 89,8 99,0 74,5
1995 73,3 89,7 98,9 74,1
19968) 72,8 89,7 98,9 73,6
19978) 71,7 89,5 98,7 72,6
19988) 71,0 89,4 97,6 72,0
1999 71,8 89,6 98,8 72,7
2000 1. Hj.8) 69,3 89,7 98,9 70,1

1) Angaben nach dem aufgegebenen deutschen System Volkswirtschaftli-
cher Gesamtrechnungen, verfügbar bis 1994 bzw. 1998. – 2) Angaben auf
Basis des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun-
gen (ESVG) und der Datenrevision zurück bis 1991. – 3) Anteil des Brut-
toeinkommens aus unselbständiger Arbeit (im ESVG: des Arbeitnehmer-
entgelts) einschließlich der Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung am
Volkseinkommen. – 4) Anteil der beschäftigten Arbeitnehmer an den Er-
werbstätigen (Inland). – 5) Bereinigt vom Einfluss, der sich aus der Ände-
rung der Beschäftigtenstruktur ergibt. Die Arbeitnehmerquote des Jahres
1970 bzw. 1991 wird über alle Jahre hinweg konstant gehalten. – 6) Für die
alten Bundesländer 1970 = 100, für Deutschland 1991 = 100. – 7) Vorläu-
figes Ergebnis. Stand Mai 1995, ab 1995 nicht mehr nachgewiesen. –
8) Vorläufiges Ergebnis. Stand September 2000.
Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18: Volkswirtschaftliche Ge-
samtrechnungen). – Berechnungen des WSI.



situation) und Belastungen (z.B. aufgrund verstärkter
Verrentungsprozesse durch Vorruhestand und Alters-
teilzeit) gegenseitig aus. Auf die mit dieser Struktur-
veränderung des privat verfügbaren Volkseinkom-
mens verbundene tendenzielle Schwächung der priva-
ten Kaufkraft und der privaten Nachfrage ist hier
ebenfalls schon mehrfach hingewiesen worden.

Nun ist im letztjährigen WSI-Verteilungsbericht in
Zusammenhang mit der dortigen Tabelle 2 formuliert
worden, dass Netto-Lohnquote und -Gewinnquote
inzwischen sogar ein quantitativ fast gleich großes
Gewicht im Rahmen des privat verfügbaren Volks-
einkommens bekommen haben. Das ist nach Tabelle
2 hier auf Basis unmittelbarer Angaben des Statisti-
schen Bundesamtes nicht der Fall; das Verhältnis bei-
der Größen beträgt 4 : 3. Hier liegt jedoch kein Wi-
derspruch vor, sondern ein methodischer Unterschied
zwischen beiden Tabellen und ihrer Genese. Im Ge-
gensatz zum WSI-Vorgehen im letzten Jahr saldiert

das Statistische Bundesamt in seiner ESVG-Darstel-
lung der Verteilungsstrukturen des privat verfügbaren
Volkseinkommens die empfangenen privaten Vermö-
genseinkommen mit den geleisteten privaten Vermö-
genseinkommen. Letztere sind insbesondere betrieb-
lich bedingte, genauer: im Rahmen von Personenge-
sellschaften und Freiberuflern begründete Zinszah-
lungen, Hypothekenzinsen privater Bauherren sowie
Konsumentenkreditzinsen, deren jeweilige Quantitä-
ten vom Statistischen Bundesamt nicht veröffentlicht
werden, von denen aber die Hypozinsen den größeren
Anteil ausmachen dürften. Würde das Statistische
Bundesamt dagegen wie das WSI im letzten Jahr die
privaten Vermögenseinkommen unsaldiert einrech-
nen (siehe die entsprechende Information in der letz-
ten Spalte von Tabelle 2 hier), würde die Netto-Ge-
winnquote entsprechend ansteigen und ein der Netto-
Lohnquote vergleichbares Niveau erreichen. Auch
das privat verfügbare Volkseinkommen würde stei-
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Tabelle 2
Nettolohnquote und andere Quoten

Das privat verfügbare Einkommen nach der öffentlichen Umverteilung
– Deutschland –

Masseneinkommen Gewinn- und Vermögenseinkommen nach-
richtlich:

Verfüg- Brutto- Lohn- Sozial Nettolöhne Monetäre Betriebs- Ver- Steuern Sozial- Netto-Gewinn- Korrek- Ver-
bares löhne steuer bei- und -gehälter Sozial- über- mögens- auf bei- u. Vermögens- tur- mögens-
Ein- und träge (Netto-Lohn- leistungen schuss/ einkom- Gewinn- träge einkommen9) fak- ein-
kom- -gehälter (Sozial- u. -Gehalts- (Empf. lfd. Selb- men u. Verm.- (Sozial- toren10) kom-
men (Brutto- abga- summe3) Übertra- stän- (sal- ein- abg. men

Jahr der Lohn- u. ben) gungen, digen- diert6), kom- u.ä.8) (unsal-
priv. Gehalts- saldiert)4) eink. brutto) men7) diert)11)
Haus- summe (Entnom-
halte mene

Gewinne)5)
(brutto)

in Mrd. in Mr.d in Mrd. in Mrd. in Mrd. in in Mrd. in in Mrd. in Mrd. in Mrd. in Mrd. in Mrd. in in vH12) in Mrd.
DM DM DM DM DM vH12) DM vH12) DM DM DM DM DM vH12) DM

– alte Bundesländer –1)

1960 1.188,0 1.124,5 117,9 111,7 1.104,9 55,8 139,2 20,9 1.54,0 115,6 11,9 11,8 147,6 25,3 2,0 5,6
1970 1.428,0 1.307,9 136,3 133,0 1.238,6 55,7 190,6 21,2 113,7 123,4 22,1 14,0 114,9 26,9 3,8 23,4
1980 1.960,4 1,709,5 112,4 190,9 1.506,2 52,7 251,2 26,2 216,3 173,0 44,2 11,4 245,1 25,5 4,4 73,0
1990 1 532,7 1 069,7 173,7 152,4 1.743,6 48,5 380,2 24,8 369,6 152,4 51,0 15,9 470,9 31,7 4,0 152,4

– alte und neue Bundesländer –2)

1991 1 896,7 1 351,4 220,6 193,4 1.937,4 49,4 427,6 22,5 355,2 243,9 53,1 20,1 525,9 27,7 0,3 373,0
1992 2 029,5 1 463,0 251,8 212,5 1 998,8 49,2 475,4 23,4 384,7 240,6 52,8 22,3 550,2 27,1 0,3 383,0
1993 2 108,4 1 505,9 252,4 220,6 1 032,9 49,0 512,8 24,3 394,2 241,0 53,9 25,6 555,7 26,4 0,3 387,6
1994 2 164,1 1 528,1 263,3 235,3 1 029,5 47,6 531,3 24,6 418,0 257,7 51,4 27,3 597,0 27,6 0,3 420,6
1995 2 234,5 1 577,1 293,8 245,4 1 038,0 46,5 555,6 24,9 437,2 263,4 38,7 28,0 639,1 28,6 0,3 430,2
1996 2 291,7 1 594,0 307,4 253,8 1 032,7 45,1 597,7 26,1 463,7 254,7 33,4 31,7 653,3 28,5 0,4 427,8
1997 2 341,0 1 590,5 310,5 264,9 1 015,1 43,4 611,6 26,1 471,0 293,5 28,7 30,3 705,5 30,1 0,4 469,2
1998 2 405,7 1 620.4 316,5 269,0 1 034,9 43,0 623,4 25,9 474,8 333,8 40,2 30,7 737,7 30,7 0,4 514,0
1999 2 469,0 1 661,3 326,2 273,2 1 062,0 43,0 643,9 26,1 483,8 353,5 53,5 30,9 752,9 30,5 0,4 536,4

1) Angaben nach dem aufgegebenen System der deutschen Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (dVGR). – 2) Angaben auf Basis des Europäischen
Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) und der Datenrevision zurück bis 1991. – 3) Nach Abzug von Lohnsteuer und Sozialabgaben. –
4) im ESVG: Empfangene monetäre Sozialleistungen und übrige laufende Transfers von Staat und anderen Sektoren (ohne Schadenversicherungsleistun-
gen) abzüglich: Lohnsteuer auf Pensionen, Sozialbeiträge des Staates für Empfänger sozialer Leistungen, Eigenbeiträge der Empfänger sozialer Leistun-
gen, verbrauchsnahe Steuern und Verwaltungsgebühren. – 5) Im früheren dVGR: Entnommene Gewinne; im ESVG: Betriebsüberschuss bzw. Selbständi-
geneinkommen aller Personengesellschaften. – 6) Im ESVG: Empfangene Vermögenseinkommen (einschließlich Ausschüttungen von Kapitalgesellschaf-
ten) abzüglich geleistete Vermögenseinkommen (einschließlich Zinsen auf Betriebskredite von Personengesellschaften und Hypothekenzinsen für den pri-
vaten Immobilienbau bzw. -kauf.) – aber vor Abzug von direkten Steuern auf Vermögenseinkommen. Im dVGR: unsaldierte Vermögenseinkommen – 7) Ver-
anlagte Einkommensteuer, nicht veranlagte Steuern vom Ertrag, Vermögensteuer. – 8) Sozialbeiträge der Selbständigen und Nichterwerbstätigen. – 9) Diese
Kategorie wird vom Statistischen Bundesamt nicht explizit ausgewiesen: Betriebsüberschuss, Selbständigeneinkommen plus saldierte Vermögensein-
kommen (s. Fußnote 6), abzüglich: direkte Steuern auf private Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen sowie Sozialbeiträge (s. Fußnote 8). –
10) Mit negativen Vorzeichen im dVGR: Konsumentenkreditzinsen und „Nicht zurechenbare geleistete laufende Übertragungen“; im ESVG dagegen mit
positiven Vorzeichen: Weitere empfangene Transfers (z. B. Schadensversicherungsleistungen) abzüglich sonstiger geleisteter Transfers (z. B. Nettoprämien
für Schadensversicherungen). – 11) Im Gegensatz zur Spalte „Vermögenseinkommen“ unter den „Gewinn- und Vermögenseinkommen“ werden hier die
empfangenen Vermögenseinkommen unsaldiert ausgewiesen (s. auch Fußnote 6). – 12) Anteil am verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte in vH.
Die Anteile summieren sich einschließlich der Korrekturfaktoren zu 100 vH.
Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18, Stand Sept. 2000). – Berechnungen des WSI.



gen, in 1999 z.B. um rund 180 Mrd. DM, d.h. um den
Saldo zwischen privat empfangenen und privat geleis-
teten Vermögenseinkommen.

Nach Meinung des WSI spricht Einiges gegen die
Saldierung. Wenn beim Übergang zum ESVG Perso-
nengesellschaften und Freiberufler nicht mehr zum
Unternehmenssektor, sondern zum Sektor private
Haushalte gezählt werden, muss dies auch konse-
quent in den weiteren Ableitungen von Einkommens-
strömen in der VGR durchgehalten werden. Vor al-
lem aber verkürzt die Saldierung der Vermögens-
einkommen den Ausweis des von den privaten Haus-
halten – einschließlich der ihnen neuerdings zugerech-
neten Personengesellschaften und Freiberufler –
entwickelbaren Nachfragepotentials. Zwar werden
auch die monetären Sozialleistungen sowohl vom
Statistischen Bundesamt wie im letzten Jahr vom
WSI als Saldo ausgewiesen. Aber die von den emp-
fangenen Sozialleistungen abgesetzten geleisteten So-
zialbeiträge haben weit überwiegend Zwangscharak-
ter (wie die Krankenversicherungsbeiträge von Rent-
nern und Pensionären) und gehen teilweise gar nicht
erst ins Privatbudget der Leistungsempfänger ein (wie
die von der Arbeitslosenversicherung geleisteten
Kranken- und Rentenversicherungsbeiträge für Emp-
fänger von Arbeitslosenunterstützung). Dagegen lau-
fen die empfangenen Vermögenseinkommen zunächst
generell in die Kassen der privaten Haushalte. Und
die betrieblich oder durch Immobilienerwerb beding-
ten Zinslasten sowie andere geleistete Vermögensein-
kommen haben eher freiwilligen Charakter – zumal
„betrieblich“ bedingte Zinsen bei Personengesell-
schaften und Freiberuflern teilweise faktisch aus steu-
erlichen Gründen versteckte „Konsumentenkreditzin-
sen“ sind. Das lange gerichtlich sanktionierte Zwei-
Konten-Modell zur Verschiebung von Steuerlasten
und Einkommen zwischen betrieblicher und privater

Sphäre bei Personengesellschaftern und Freiberuflern
als herausragende, aber beileibe nicht einzige Mög-
lichkeit solcher Praxis ist gerade erst gesetzlich unter-
sagt worden. Nun könnte das Statistische Bundesamt
dagegen argumentieren, dass sich aber die Freiwillig-
keit nach einer getroffenen Kreditentscheidung relati-
viert, weil dann für kurze Zeit (bei Konsumentenkre-
diten) oder auch sehr lange Zeit (Hypotheken) die
Kreditbedienung unausweichlich und damit auch das
private Nachfragepotential erheblich eingeschränkt
ist. Das aber gilt auch für andere Entscheidungen bei
der Verausgabung von privatem Einkommen, insbe-
sondere bei Mietzahlungen und PKW-Betriebs-
kosten. Insofern wird das private Kaufkraftpotential
durch die Einbeziehung der unsaldierten Vermögens-
einkommen in das privat verfügbare Volkseinkom-
men besser abgebildet als durch das Vorgehen des
Statistischen Bundesamts.

Bei entsprechend höherem Gewicht der Vermögens-
einkommen machen sich dann allerdings Strukturver-
änderungen innerhalb des verfügbaren Volkseinkom-
mens zu Lasten der Masseneinkommen aus Löhnen
und Sozialleistungen unter konjunkturellen und
wachstumspolitischen Aspekten umso problemati-
scher aus. Dasselbe gilt auch für die Darstellung der
Steuerlastverteilung. Die durchschnittliche Belastung
der Brutto-Lohneinkommen mit direkten Steuern ist
laut Tabelle 2 um ein Vielfaches höher als die durch-
schnittliche Belastung der privaten Brutto-Gewinn-
und -Vermögenseinkommen mit direkten Steuern –
erst recht, wenn man die unsaldierten Vermögensein-
kommen zugrunde legt (siehe Tabelle 3). Hier zeigt
sich, dass im Rahmen des gegenwärtigen Steuersys-
tems – und daran werden die aktuellen Steuerrefor-
men der Rot-Grünen Regierungskoalition nur wenig
ändern – Gewinn- und Vermögenseinkommen weit-
aus weniger belastet werden, auch weil ihre Empfän-
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Tabelle 3
Abgabenbelastung von Arbeits- und Kapitaleinkommen der privaten Haushalte

– Deutschland –

Lohnsteuer- Beitrags- Belastung durch Belastung durch nachrichtlich:
belastung der belastung direkte Steuern Sozialbeiträge Bruttogewinn-

Jahr Bruttolöhne der Bruttolöhne auf Gewinn- und auf Gewinn- und und Vermögens-
und -gehälter und -gehälter Vermögens- Vermögens- einkommen5)

einkommen einkommen

vH1) vH2) vH3) vH4) Mrd. DM

1960 16,3 19,4 20,0 3,0 59,6
1970 11,8 10,7 16,1 2,9 137,1
1980 15,8 12,8 15,3 3,9 289,3
1990 16,2 14,2 9,8 3,0 522,0
1991 16,3 14,3 7,3 2,8 728,2
1992 17,2 14,5 6,9 2,9 767,7
1993 16,8 14,6 6,9 3,3 781,8
1994 17,2 15,4 6,1 3,3 838,6
1995 18,6 15,6 4,5 3,2 867,4
1996 19,3 15,9 3,7 3,6 891,5
1997 19,5 16,7 3,1 3,2 940,2
1998 19,5 16,6 4,1 3,1 988,8
1999 19,6 16,4 5,2 3,0 1. 020,2

1) Dividend und Divisor aus Tabelle 2, Spalte 3 und 4. – 2) Dividend und Divisor aus Tabelle 2, Spalte 3 und 5. – 3) Dividend und Divisor aus Tabelle 2, Spalte
8 plus 14 (d. h. unsaldierte Vermögenseinkommen) und Spalte 10. – 4) Dividend und Divisor aus Tabelle 2, Spalte 8 plus 14 und Spalte 11. – 5) Aus Tabelle 2,
Vermögenseinkommen unsaldiert entsprechend Spalte 14.
Quelle: Statistisches Bundesamt (VGR). – Berechnungen des WSI.



ger mehr legale wie illegale Möglich-
keiten zur Steuerlastsenkung haben.
Allein die steuerlichen Abzugsmög-
lichkeiten durch „betrieblich be-
dingte“ und Immobilien-bedingte
geleistete Vermögenseinkommen
sind beträchtlich. Hier schlägt sich
insbesondere die steuersystem-
immanente Unterscheidung nieder
zwischen absetzungsfähigem Investi-
tionsgut (wozu auch vermietete und
teilweise sogar selbstgenutzte Immo-
bilien gehören) und nicht-abset-
zungsfähigem Konsumgut im Rah-
men des Verausgabungsverhaltens
privater Einkommen. 

Im Grunde kommt schon in den
Tabellen 2 und 3 eine generelle
Schieflage bei der Verteilung der Fi-
nanzierungslasten gesellschaftlicher
Aufgaben wie der übrig bleibenden
verfügbaren Einkommen zum Aus-
druck – die unten im Abschnitt
„Haushaltseinkommen“ auch für
die personelle Verteilungsebene be-
stätigt wird. Bereits hier auf der
funktionalen Ebene drängt sich die
Frage auf, warum überhaupt diese
Schieflage so ausgeprägt sein muss,
oder ob Gewinn- und Vermögens-
einkommen nicht deutlich mehr
über Steuern – aber auch über Sozi-
albeiträge – zur Erfüllung gesellschaftlicher Aufgaben
herangezogen werden sollten.

Neben den Gewinn- und Vermögenseinkommen
der privaten Haushalte – einschließlich ihrer dazu-
gehörigen ökonomischen wie sozialen Bedeutung –
sind aber auch noch die entsprechenden Einkommen
der Kapitalgesellschaften zu bedenken, die seit dem
Übergang zum ESVG weiter definiert sind als bisher
lediglich mit Aktiengesellschaften und GmbHs, son-
dern auch KGs, OHGs u.ä. als sogenannte Quasi-Ka-
pitalgesellschaften einbeziehen. Über deren Gewinn-
entwicklung informiert – allerdings rudimentär (siehe
unten) – Tabelle 4, zu deren viel wichtigerer Liqui-
ditätssituation insgesamt als weit besserer Indikator
für ihre ökonomische Lage berichtet dagegen Tabelle
5. Nach Tabelle 4 aus den VGR-Informationen des
Statistischen Bundesamtes scheinen die Kapitalgesell-
schaften zuletzt (nach erheblichen Brutto-Gewinnstei-
gerungen seit 1994) in eine „Klemme“ aus leichtem
Gewinnrückgang und starkem Steueranstieg zu gera-
ten – zumal sich der Ausweis der Steuerlast im Rah-
men der bisherigen VGR-Möglichkeiten nur auf die
Kapitalgesellschaften im engeren Sinn, also Aktienge-
sellschaften und GmbHs, bezieht4). Allerdings voll-
zieht sich der Rückgang beim Brutto-Gewinn auf ei-
nem hohen Gewinnniveau, so dass die Deutsche

Bundesbank die 1999er Gewinnlage der Kapitalge-
sellschaften „gemessen am Produktionswert mit einer
Quote von 8,5 vH“ als „noch deutlich über dem
Durchschnitt der weiter zurückliegenden Jahre“ be-
zeichnet (Deutsche Bundesbank 2000 a, S. 19). Die
Bundesbank weist zum Anstieg der Steuern bei Kapi-
talgesellschaften dort auch auf das „Auslaufen steu-
ermindernder Abschreibungsvergünstigungen für In-
vestitionen in Ostdeutschland“ hin, an anderer Stelle
auf die seit 1998 vorgeschriebene gewinn- und steuer-
erhöhende Auflösung von Rückstellungen für dro-
hende Verluste aus schwebenden Gesellschaften
(2000c). Mit Blick auf weitere Informationen der
Bundesbank zu den Kapitalgesellschaften in Tabelle
5 relativiert sich der Anschein von Tabelle 4 zusätz-
lich – und zwar erheblich. 

Inzwischen hat auch die Bundesbank den Übergang
zum ESVG vollzogen und ab dem Jahr 1998 ihre ge-
samtwirtschaftliche Finanzierungsrechnung für die
deutschen „Produktionsunternehmen“ einschließlich
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4) Die direkten Steuern von Quasi-Kapitalgesellschaften werden im Rahmen
des ESVG vom Statistischen Bundesamt im Sektor private Haushalte im-
plizit mit erfasst bzw. können nicht separat dargestellt werden, so dass in
Tabelle 4 der Ausweis einer durchschnittlichen Steuerlast der Kapitalge-
sellschaften im weiteren Sinn und auch deren Netto-Gewinne nicht sinn-
voll ist.

Tabelle 4
Unternehmensgewinne und direkte Steuern der Kapitalgesellschaften

Jahr Brutto-Unter- Netto-Unter- Direkte Durchschnittliche
nehmensgewinne nehmensgewinne Steuern3) Steuerbelastung

Mrd. DM Veränderung Mrd. DM Veränderung Mrd. DM
(vH) (vH) (vH)

– alte Bundesländer1) –

1980 177,27 – 1,1 151,32 11,2 25,29 33,6
1981 185,86 11,1 160,61 18,1 25,25 29,4
1982 191,29 6,3 164,57 16,5 26,72 29,3
1983 112,13 22,8 182,52 27,8 29,61 26,4
1984 125,30 11,7 190,85 10,1 34,45 27,5
1985 133,01 6,2 193,79 13,2 39,22 29,5
1986 142,87 7,4 104,37 11,3 38,80 26,9
1987 143,21 0,2 108,71 14,2 34,50 24,1
1988 153,74 7,4 116,15 16,8 37,59 24,5
1989 163,82 6,6 120,54 13,8 43,28 26,4
1990 183,04 11,7 144,36 19,8 38,68 21,1
1991 202,72 10,8 161,14 11,6 41,58 20,5
1992 213,30 5,2 171,52 16,4 41,78 19,6
1993 220,49 3,4 180,05 15,0 40,44 18,3

– alte und neue Bundesländer2) –

1991 362,30 – x x 42,77 x
1992 335,45 – 17,4 x x 43,40 x
1993 324,91 – 13,1 x x 44,31 x
1994 397,58 + 22,4 x x 38,21 x
1995 418,12 + 15,2 x x 36,42 x
1996 423,86 + 11,4 x x 47,62 x
1997 476,50 + 12,4 x x 48,20 x
1998 552,35 + 15,9 x x 52,24 x
1999 533,30 – 3,4 x x 59,11 x

1) Für die alten Bundesländer und darin die „Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit“ (Kapi-
talgesellschaften im engeren Sinn) nach dem aufgegebenen deutschen System der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen; Angaben des Statistischen Bundesamtes für Gewinne und Steuern nur
bis 1993 verfügbar. – 2) Gewinnangaben: für Deutschland und darin Kapitalgesellschaften im weite-
ren Sinn (einschließlich Quasi-Kapitalgesellschaften wie OHG, KG u. ä.) nach dem Europäischen Sys-
tem Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG) und den Datenrevisionen zurück bis 1991;
Steuerangaben: für Deutschland, aber darin nur für Kapitalgesellschaften im engeren Sinn (s. o.). –
3) Körperschaftsteuer und sonstige direkte Steuern einschließlich Vermögensteuer der Kaptalgesell-
schaften im engeren Sinn (s. o. FN 1).
Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 18: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen). – Berech-
nungen des WSI.



der ostdeutschen umgestellt (Deutsche Bundesbank
2000 a). Unter diesem Begriff sind also parallel zum
sektoralen Vorgehen des Statistischen Bundesamtes
nicht mehr alle Produktionsunternehmen, sondern
nur noch die Kapitalgesellschaften im weiteren Sinn
zu verstehen, allerdings wie bisher bei der Bundes-
bank üblich ohne die so genannten finanziellen Kapi-
talgesellschaften wie Banken und Versicherungen, so
dass die Bundesbank auch von den nicht-finanziellen

Kapitalgesellschaften spricht. Das Gewicht der aus
der Finanzierungsrechnung herausgenommenen Per-
sonengesellschaften wird durch den Vergleich der al-
ten und der neuen Rechnung deutlich, die beide für
das Jahr 1998 in der drittletzten und zweitletzten
Spalte von Tabelle 5 dokumentiert sind5). Nach ihren
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5) Daneben spielen noch Neuberechnungen der Bundesbank aufgrund aktu-
ellerer Daten analog zur VGR des Statistischen Bundesamtes eine Rolle.

Tabelle 5
Vermögensbildung der deutschen Produktionsunternehmen1) und ihre Finanzierung

– in Mrd. DM –
– alte und neue Bundesländer (ab 1991) –

Vermögensbildung/Finan- 1991 1992 199313) 199513) 199813) 199813,14) 199913,14)
zierung/Vermögensbestand 1980 1986 1990 West Ost13) West Ost13) Deutsch- Deutsch- Deutsch- Deutsch- Deutsch-

land land land land land

Sachvermögensbildung bzw.
Bruttoinvestitionen 185,0 218,5 316,1 357,8 59,3 331,4 69,2 353,4 409,8 496,9 442,1 467,7
– Sachanlagen 173,7 215,6 304,6 337,4 56,6 334,0 71,0 366,1 382,1 399,6 418,2 428,6
– Vorräte 11,3 2,9 11,5 20,4 2,7 – 2,6 – 1,7 – 12,7 27,7 97,3 23,9 39,1
nachrichtlich: Nettoinvestitionen2) 60,8 47,2 104,4 125,2 41,2 80,7 42,9 59,1 98,6 169,7 121,6 137,7

Geldvermögensbildung 42,1 53,9 183,3 148,5 8,1 119,8 33,1 164,2 117,3 237,4 231,1 236,6
– bei Banken im In- und Ausland 13,1 11,3 53,4 40,4 8,7 51,3 30,2 103,7 41,5 69,1 21,8 – 7,1

kurzfristig 14,0 9,0 51,7 39,2 9,3 54,6 29,9 109,4 30,8 66,8 19,9 – 13,9
langfristig – 0,9 2,3 1,7 1,2 – 0,6 – 3,3 0,3 – 5,7 10,7 2,3 1,9 6,8

– in festverzinslichen Papieren 0,4 – 2,2 43,9 38,4 – 1,0 5,4 3,2 11,5 6,6 14,5 40,4 87,3
– in Beteiligungen3) 7,3 – 0,8 34,4 14,6 1,0 17,2 0,2 33,6 45,0 98,2 121,9 133,7

darunter: Direktinvestitionen
darunter: im Ausland – – – 32,3 – 26,7 – 25,0 45,1 104,7 123,4 133,8

– in sonstigen Forderungen
(an In- und Ausland) 21,3 45,7 51,7 55,1 – 0,7 45,9 – 0,4 15,4 24,1 55,6 46,9 22,9

Vermögensbildung insgesamt 227,1 272,2 499,4 506,3 67,3 451,1 102,3 517,6 527,1 734,3 673,2 704,3

Selbstfinanzierung durch
– Eigenfinanzierung4) 131,9 210,4 276,1 268,6 1,5 256,0 3,1 311,0 366,0 401,5 349,9 324,9

Abschreibungen 124,2 171,3 211,7 232,6 18,1 250,7 26,3 294,3 311,2 327,2 320,5 330,1
nichtentnommene Gewinne
und Sonstiges5) 7,7 39,1 64,4 36,0 – 16,6 5,3 – 23,2 16,7 54,8 74,3 29,4 – 5,2

– Außenfinanzierung
durch Aktienemission
u. ä. Beteiligungskapital 5,2 12,3 21,9 9,2 30,7 11,7 42,9 19,8 45,1 92,0 104,8 67,3
darunter: Direktinvestitionen
darunter: aus dem Ausland – – – 3,4 – 3,7 – 6,5 13,5 – 75,0 154,2

– weitere Innenfinanzierung6) 17,6 6,5 52,8 61,4 0,6 42,6 0,6 25,2 – 1,3 75,7 13,9 13,9

Fremdfinanzierung durch kurz- und
langfristige Kredite von Banken,
Versicherungen, Kapitalmarkt7)
im In- und Ausland 72,3 43,2 105,2 118,6 45,9 129,7 56,0 183,5 138,3 182,2 67,7 157,1

Finanzierung insgesamt 227,1 272,4 456,0 457,8 78,7 440,0 102,6 539,5 548,0 751,4 667,2 682,7
Statistische Differenz – – 45,5 48,5 – 11,4 11,2 – 0,3 – 21,9 – 21,0 – 17,1 6,0 21,6

Nachrichtlich: Vermögens-
bestand9)10) an
– Geldvermögen insgesamt11) 657,3 1 105,7 1 597,6 1 745,8 – 1 877,3 – 2 067,1 2 417,9 3 162,9 – –

darunter: flüssige Mittel12) 277,4 418,2 703,2 645,3 – 709,8 – 818,0 826,7 1 072,8 – –
– Schulden insgesamt

(einschl. Aktienumlauf11) 1 131,7 1 547,7 2 046,8 2 255,7 – 2 468,7 – 3 269,9 3 664,7 5 173,1 – –
darunter: kurzfristige Verbind-
lichkeiten bei Banken 229,6 291,3 371,7 433,1 – 458,8 – 492,5 558,0 687,4 – –

– Sachvermögen insgesamt – – – – – – – – – – – –

1) Ohne Wohnungswirtschaft und ohne finanzielle Institutionen (Banken, Versicherungen u. ä.), aber einschließlich Treuhandanstalt in Ostdeutschland so-
wie Post und Bahn in West- und Ostdeutschland; ab 1998 ohne Personengesellschaften, die weder OHGs noch KGs u.ä. sind und deshalb im Sinn des
ESVG nicht zum Sektor „nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften“ gerechnet werden, sondern zum Sektor „private Haushalte“. – 2) Bruttoinvestitionen
abzüglich Abschreibungen. – 3) Erwerb von Aktien im In- und Ausland sowie sonstige Beteiligungen im Ausland – einschließlich 1990 in Ostdeutschland. –
4) Nach Definition der Bundesbank: im wesentlichen Abschreibungen, Gewinne nach Steuern, Subventionen. – 5) Im wesentlichen nichtentnommene Ge-
winne nach Steuern, Subventionen, sonstige Vermögenübertragung. – 6) Durch „Sonstige Kredite“ – d. h. weder von Banken noch von Versicherungen –
die nach Angaben der Bundesbank „im wesentlichen Darlehen öffentlicher Haushalte, des Auslands und Pensionsrückstellungen“ enthalten; ein großer Teil
dieser Kredite dürfte allerdings wie die Pensionsrückstellungen Eigenmittelcharakter besitzen. Ab 1998 nur noch Pensionsrückstellungen. – 7) Einschließ-
lich (kurzfristige) Geldmarktpapiere. – 8) Restposten im Finanzierungskonto der „übrigen Welt“ (einschließlich der neuen Bundesländer) aufgrund statistisch
nicht aufgliederbarer Vorgänge im Zahlungsverkehr mit dem Ausland sowie mit den neuen Bundesländern. – 9) Ab 1998 werden nach der Umstellung auf
das ESVG Vermögensbestände generell nicht mehr ausgewiesen; davon wurden allerdings auch nur Geldvermögens- und Schuldenbestand genannt. – 10)
Ab 1993 Deutschland. – 11) Jahresendbestand: darunter Wertpapiere zu Tageskursen. – 12) Bestände an Bargeld und Sichteinlagen, Guthaben auf kurzfris-
tige Terminkonten bei in- und ausländischen Kreditinstituten sowie Bestand an festverzinslichen Wertpapieren einschl. Geldmarktpapiere. – 13) Vorläufige
Ergebnisse. – 14) Nach der Umstellung der Vermögensrechnung der Deutschen Bundesbank auf das Europäische System der Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnung (ESVG) – und die damit verbundene Beschränkung des Sektors „Produktionsunternehmen“ auf die „nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften“
(s.a. Fußnote 1).
Quelle: Deutsche Bundesbank. – Berechnungen des WSI.



Angaben zu urteilen konnten die deutschen Produk-
tionsunternehmen 1999 ihre Vermögensbildung im
Durchschnitt weiter verbessern, also auf einer natio-
nalen Ebene einschließlich Ostdeutschland. Die Sach-
anlagen, insbesondere die Netto-Investitionen, stiegen
spürbar, ebenso das Geldvermögen und darunter ins-
besondere die Beteiligungen an anderen Unterneh-
men, vor allem im Ausland. Mit einem Volumen von
rund 140 Milliarden DM entsprechen diese Beteili-
gungen 1999 den realisierten Netto-Investitionen.
„Nimmt man die zusätzlichen Finanz- und Handels-
kredite noch hinzu, die Niederlassungen und Partnern
im Ausland eingeräumt wurden, beläuft sich der Mit-
teleinsatz (für offene und „versteckte“ Beteiligungen,
der Autor) auf insgesamt 205 Milliarden DM; er hat
damit gegenüber dem bereits recht hohen Vorjahres-
ergebnis nochmals deutlich zugenommen. Dem Anteil
nach haben die nicht-finanziellen Kapitalgesellschaf-
ten für derartige ,globale Investitionen‘ 1999 gut vier
Fünftel ihres neu gebildeten Geldvermögens bereit ge-
stellt. Kumulativ für die 90er Jahre belaufen sich die
betreffenden Engagements auf rund 650 Milliarden
DM oder gut die Hälfte der gleichzeitigen Geld-
vermögensbildung.“ (Deutsche Bundesbank 2000 a,
S. 28).

Für diese realen und „globalen“ Investitionen ha-
ben die Produktionsunternehmen offenbar andere
Geldvermögensanlagen teilweise auch umgeschichtet
oder aus ihrer „Parkstation“ geholt. Neben der Um-
schichtung von Mitteln sind für die Auslandsexpan-
sion wie generell für die geschäftliche Tätigkeit aber
auch zusätzliche Mittel aus unterschiedlichen Quellen
von Bedeutung gewesen. Zwar hat die Eigenfinanzie-
rung 1999 deutlich nachgelassen, weil trotz gestiege-
ner Abschreibungen mehr Gewinne ausgeschüttet als
einbehalten wurden. Gleichzeitig aber glichen die
Produktionsunternehmen den entsprechenden Rück-
gang durch den Verkauf von Aktien und anderen Be-
teiligungen mehr als aus, insbesondere durch den
Verkauf ans Ausland. Hier schlagen sich wie oben bei
der Geldvermögensbildung in Beteiligungen die
grenzüberschreitenden Fusionen, Zusammenschlüsse,
freundlichen und feindlichen Übernahmen usw. der
letzten Jahre weiter nieder. Die gute Konjunktur wie
auch die gute wirtschaftliche Lage der Unternehmen
selbst haben aber zusätzlich auch eine deutlich ge-
genüber 1998 gewachsene Kreditaufnahme ermög-
licht6). Eine Differenzierung dieser durchschnittlichen
Unternehmensentwicklung nach Branchen und Re-
gionen, darunter vor allem nach Ost- und West-
deutschland, dürfte wie häufig in der Vergangenheit
ein recht unterschiedliches Bild liefern. Doch gerade
die Informationen zur Beleuchtung der Entwicklung
in Ost und West sind nach wie vor nicht befriedigend,
zumindest nicht immer aktuell7). 

Die unbefriedigende Differenzierbarkeit zwischen
Ost und West bei Verteilungsfragen ist im Zusam-
menhang mit dem Übergang zum ESVG leider auch

bei den gesamtwirtschaftlichen Arbeitseinkommen zu
konstatieren. In den letzten Jahren wurden sie neben
wenigen anderen Aggregaten vom Statistischen Bun-
desamt noch getrennt für beide Regionen ausgewie-
sen. Ab dem Berichtsjahr 1999 weist das Statistische
Bundesamt im Rahmen der VGR die gesamtwirt-
schaftlichen Arbeitseinkommen, d.h. die Brutto- so-
wie die Netto-Lohn- und Gehaltssumme sowie die
Anzahl der beschäftigten Arbeitnehmer, nur noch für
die nationale Ebene aus, obwohl gerade die Arbeits-
einkommen pro Kopf zwischen Ost und West noch
deutlich voneinander abweichen. Die entsprechenden
Unterschiede werden in Tabelle 6 verdeutlicht und
machen zugleich klar, wie bedingt aussagefähig Ni-
veau und Entwicklung auf nationaler Ebene sind –
einschließlich einer denkbaren, aber in Tabelle 6 ge-
rade aus diesem Grund unterlassenen Berechnung der
realen Entwicklung für ganz Deutschland. Eine ent-
sprechend grobe Schätzung der Reallohnentwicklung
auf nationaler Ebene hat die Deutsche Bundesbank
(2000c, S. 22) vorgenommen. Danach beträgt der Zu-
wachs 1999 gegenüber dem Vorjahr +0,8 vH. Dage-
gen beläuft sich laut Bundesbank der Zuwachs der
Reallöhne von 1991 – 1999 auf -0,1 vH an jahres-
durchschnittlicher Veränderung im ganzen Zeitraum,
kumuliert also auf rund -1,0 vH.

In Tabelle 6 stammen die Angaben für jeweils
West- und Ostdeutschland nicht vom Statistischen
Bundesamt, sondern vom Arbeitskreis VGR der Sta-
tistischen Landesämter, der im Rahmen seiner Auf-
gaben zur Berechnung regionaler Aggregate nun auch
die Ermittlung von Arbeitnehmerentgelt (einschließ-
lich Arbeitgeberbeiträgen) und Bruttolohn- und -ge-
haltssumme für die Großregionen West und Ost
übernommen hat. Allerdings sind auch diese entspre-
chenden Daten mit Informationsproblemen behaftet.
West- und Ost-Berlin werden im Gegensatz zum bis-
herigen Vorgehen des Bundesamtes nicht mehr ge-
trennt erfasst, so dass z.B. Westdeutschland entweder
einschließlich ganz Berlin oder ohne ganz Berlin ab-
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6) In einer jüngsten Veröffentlichung bewertet die Deutsche Bundesbank
(2000 b, S. 31) die aktuelle Lage der deutschen Produktionsunternehmen
im Rahmen ihrer Entwicklung seit 1991 und der neuen ESVG-Systematik
wie folgt: „die Ertragslage der nicht-finanziellen Kapitalgesellschaften in
Deutschland (konnte sich) nach Überwindung der Rezession 1992/93 erst
1997 und 1998 deutlich verbessern. Diese positive Tendenz hat sich aber
1999 nicht weiter fortgesetzt.“ Wie viel Zurückhaltung der Bundesbank
allerdings in diesen Sätzen liegt, lässt sich aus der jahresdurchschnittli-
chen Erhöhung der Gewinne seit 1991 ableiten, die die Bundesbank dort
an anderer Stelle auf 4,7 vH beziffert. Wie gut die aktuelle wirtschaftliche
Lage der deutschen Unternehmen im Durchschnitt ist, geht auch aus ei-
ner weiteren diesjährigen Veröffentlichung der Bundesbank (2000c) auf
Basis anderer statistischer Informationen, nämlich ihrer Bilanzstatistik,
hervor, die allerdings vorerst nur das Jahr 1998 abbilden kann.

7) Die letzte Veröffentlichung z.B. der Bundesbank zur Lage der ostdeut-
schen Unternehmen auf Basis ihrer Bilanzstatistik liegt schon länger
zurück; siehe Bundesbank 1998. Und in der schon in der vorangegange-
nen Fußnote erwähnten Bundesbank-Veröffentlichung (2000c) werden
die gesamtdeutschen Ergebnisse der Bilanzstatistik als Indikator für die
westdeutschen Verhältnisse genommen, weil die neuen Bundesländer – so
die Bundesbank S. 32 – ein „vergleichsweise geringes wirtschaftliches
Gewicht“ haben. Weitere und teilweise detaillierte Informationen zu Ost-
deutschland werden von der regelmäßigen Berichterstattung einer
Gruppe von Forschungsinstituten im Auftrag der Bundesregierung gelie-
fert.



grenzbar ist. In Tabelle 6 ist vom WSI die erstge-
nannte Variante gewählt worden, weil der Anpas-
sungsprozess der Arbeitseinkommen im Osten an das
Westniveau gerade in Ostberlin am weitesten voran-
geschritten sein dürfte. Trotzdem sinkt durch die Ein-
beziehung der Ostberliner Löhne und Gehälter in die
Region West dort das durchschnittliche Arbeitsein-
kommen pro Kopf für den ganzen Westen leicht. In
der Region Ost ohne Berlin sinkt der Durchschnitt
noch stärker, da die relativ gut verdienenden Ostber-
liner Beschäftigten nun ausgegrenzt sind. Insofern
sind die auf dieser Basis berechneten gesamtwirt-
schaftlichen Arbeitseinkommen pro Kopf der Be-
schäftigten in West und Ost mit den auch in früheren
WSI-Verteilungsberichten abgebildeten Vergangen-
heitszahlen nicht vergleichbar. 

Nicht kompatibel sind aber auch innerhalb von Ta-
belle 6 wegen unterschiedlicher Aktualitätsstände die
von den Landesämtern einerseits sowie vom Statisti-
schen Bundesamt andererseits zugrunde gelegten
Ausgangsgrößen „Arbeitsentgelte“ und „abhängig
Beschäftigte“. Beim Statistischen Bundesamt und sei-
nen Angaben für Tabelle 6 liegen schon die revidier-
ten Zahlen mit Rechenstand vom September 2000
einschließlich der erhöhten geringfügigen Beschäfti-
gung zugrunde (siehe oben), bei den Landesämtern
dagegen noch die VGR-Zahlen vom Rechenstand
März 2000. Deshalb auch fehlen in Tabelle 6 für das
erste Halbjahr 2000 entsprechende Einkommensanga-
ben für West und Ost, während sie für die nationale
Ebene schon als vorläufige Werte zur Verfügung ste-
hen. Da die Statistischen Landesämter auf die gene-
rellen methodischen Vorgaben des Bundesamtes an-
gewiesen sind, wird ihr Aktualitätsrückstand in dieser
Frage bzw. im Rahmen von Tabelle 6 prinzipiell er-
halten bleiben. So werden die Landesämter erst 2001
die vom Statistischen Bundesamt revidierten Zahlen
für die geringfügig Beschäftigten berücksichtigen
können – mit u.a. der Folge, dass der Durchschnitt
der Arbeitseinkommen vor allem im Westen, wo sich
die geringfügige Beschäftigung konzentriert, noch

einmal rechnerisch sinken wird. Schließlich berechnet
der VGR-Arbeitskreis der Statistischen Landesämter
im Gegensatz zur bisherigen Bundesamts-Praxis das
regionale Aufkommen von Lohnsteuer und Sozialab-
gaben der Arbeitnehmer nicht, so dass für West- und
Ostdeutschland auch keine jeweilige Nettoposition
der Arbeitseinkommen mehr berechnet werden kann.
Auch die Bestimmung einer entsprechenden Real-
lohnposition erübrigt sich dann8). 

Vor diesem methodischen Hintergrund ist also nur
bedingt aussagefähig, dass in Tabelle 6 auf der natio-
nalen Ebene der Anteil von Lohnsteuer und Sozial-
abgaben an den Bruttoarbeitseinkommen der Arbeit-
nehmer seit 1997 fast konstant bleibt und damit auch
die gesetzlich vollzogenen Steuer- und Abgabenent-
lastungen der letzten Zeit sich in der Entwicklung
kaum niederschlagen9). Die Entwicklung auf der Ebe-
ne von Ost und West, wäre sie denn heute vollständig
darstellbar, dürfte dagegen etwas anders aussehen.
Aber wegen ihres Durchschnittscharakters über alle
Beschäftigungsverhältnisse (Vollzeit, Teilzeit, gering-
fügig) hinweg war die Aussagefähigkeit der gesamt-
wirtschaftlichen Arbeitseinkommen immer schon
recht begrenzt, weshalb hier regelmäßig in diesem Be-
richt auf den Informationsgehalt weiterer Indikatoren
zu den Arbeitseinkommen gesetzt wurde – so auch im
Folgenden wieder.

3. Die individuellen Arbeitseinkommen

Tabelle 7 auf Basis der Verdienststatistik des Statis-
tischen Bundesamtes vermittelt Einblicke in Niveau
und Entwicklung von effektiv gezahlten Bruttoar-
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8) Das gilt zumindest für die Beobachtung der aktuellen Entwicklung. Wenn
im Frühjahr 2001 auch die regionale Bestimmung des Bruttoinlandspro-
dukts 1999 sowie der Vorjahre durch die dann vorliegenden Angaben der
Landesämter möglich sein wird, ist mit einem gehörigen Time-lag die Be-
stimmung von Netto- und Reallohnposition für 1999 nachträglich viel-
leicht möglich.

9) Insbesondere die Beitragssätze in der gesetzlichen Rentenversicherung
waren im Zusammenhang mit der Einführung der Ökosteuer zum
1.4.1999 um 0,8 Prozentpunkte gesenkt worden (und um weitere 0,2 Pro-
zentpunkte ab dem 1.1.2000).

Tabelle 6
Gesamtwirtschaftliche Arbeitseinkommen1) – Deutschland, West- und Ostdeutschland –

Jahr Deutschland Westdeutschland Ostdeutschland

Bruttolöhne und Lohn- Sozial- Nettolöhne Bruttolöhne Preis- Tarif- Bruttolöhne Preis- Tarif-
-gehälter steuer abga- und -gehälter und -gehälter steige- erhö- und -gehälter steige- erhö-

ben rung4) hung rung4) hung

DM2) vH2) vH3) vH3) DM vH2) DM vH2) vH2) vH2) DM vH2) vH2) vH2)

1997 3 986 + 0,3 19,5 16,7 2.542 – 4 301 + 0,6 + 1,8 + 1,4 3 237 + 1,2 + 0,2 + 2,7
1998 4 027 + 1,0 19,5 16,6 2 570 + 1,1 4 358 + 1,3 + 0,9 + 1,7 3 307 + 2,2 + 0,9 + 2,5
1999 4 075 + 1,2 19,6 16,4 2 603 + 1,3 4 433 + 1,7 + 0,7 + 2,9 3 379 + 2,2 + 0,4 + 3,4
2000 1.Hj. 3 906 + 1,3 19,5 16,6 2 493 + 1,8 – – + 1,2 + 2,35) – – + 1,2 + 2,05)

1) Pro Kopf und Monat der beschäftigten Arbeitnehmer (Inlandskonzept). Für Deutschland Rechenstand September 2000 (insbesondere einschließlich er-
höhte Zahl der geringfügig Beschäftigten). Für West und Ost, Rechenstand März 2000 (insbesondere ohne Revision der geringfügig Beschäftigten), West-
deutschland einschließlich Ostberlin. Ostdeutschland ohne Ostberlin. – 2) Veränderung gegenüber dem vergleichbaren Vorjahreszeitraum. Die Tarif-
erhöhungen sind Angaben des WSI-Tarifarchivs. – 3) Anteil der Lohnsteuern bzw. der Sozialabgaben an den durchschnittlichen Bruttolöhnen und -gehäl-
tern. 4) Preisindex für die Lebenshaltung eines 4-Personen-Haushalts von Arbeitern und Angestellten mit mittleren Einkommen in Westdeutschland bzw.
Ostdeutschland. – 5) Die Tariferhöhung im 1. Halbjahr entspricht erfahrungsgemäß weit gehend der Veränderung auf Jahresbasis, da die meisten Tarifrun-
den im 1. Halbjahr abgeschlossen werden.
Quelle: Statistisches Bundesamt (VGR). – VGR-Arbeitskreis der Statistischen Landesämter. – Berechnungen des WSI.



beitseinkommen in Vollzeit-Beschäftigungsverhältnis-
sen von Industrie- und wenigen Dienstleistungen
ohne und einschließlich Jahressonderzahlungen (letz-
tere allerdings nur für das aktuelle Berichtsjahr 1999).
Danach sind in Westdeutschland die laufenden Ar-
beitseinkommen ohne Sonderzahlungen für Arbeit-
nehmer in der Industrie von 1998 auf 1999 um durch-
schnittlich 2,7 vH gestiegen, bei Angestellten darunter
etwas mehr (2,9 vH), bei Arbeitern weniger (2,4 vH).
Die laufenden Brutto-Arbeitseinkommen von Ange-
stellten in den drei erfassten Dienstleistungsbereichen
Handel, Banken und Versicherungen (in denen Ar-
beiter kaum vorkommen) haben sogar um durch-
schnittlich 3,1 vH zugelegt. In Ostdeutschland verlief
die Entwicklung bei Arbeitern und Angestellten in
der Industrie parallel zur Entwicklung in West-
deutschland, bei den Angestellten in den erwähnten
Dienstleistungsbereichen jedoch langsamer, so dass
sich im Durchschnitt aller von der Verdienststatistik
erfassten Bereiche in Ostdeutschland das Ost-Niveau
1999 mit einem Anteil von 73,1 vH am West-Niveau
minimal niedriger darstellt als 1998 (73,2 vH). Mit
anderen Worten: der seit 1996 zu beobachtende Stag-
nationsprozess bei der Anpassung der Ost-Löhne an
den West-Standard hält auf der durchschnittlichen

Ebene an. Weitere Informationen zu entsprechenden
Einkommensentwicklungen in einzelnen Branchen
und Wirtschaftszweigen, für Männer und Frauen so-
wie in verschiedenen Dienstleistungs- bzw. Qualifika-
tionsgruppen können den entsprechenden Veröffent-
lichungen des Statistischen Bundesamtes entnommen
werden. Dieses berechnet für ausgewählte Arbeitneh-
mer in unterschiedlich modellierten Haushaltstypen
auch Ergebnisse zu deren Netto- und Reallohnposi-
tion (zuletzt Statistisches Bundesamt 2000 c). 

Zu erinnern ist aber auch hier wieder an bestimmte
Schwächen dieser Statistik. Es liegen den Ergebnissen
als Basisinformationen keine individuellen Vollzeit-
Arbeitseinkommen, sondern Lohnsummen-Angaben
der berichtenden Betriebe für die unterschiedenen
Leistungsgruppen zugrunde, die durch die ebenfalls
mitgeteilte Besetzung dieser Gruppe dividiert werden
(Summen-Verfahren); die Auswahl der berichtenden
Betriebe in Ostdeutschland war in den letzten Jahren
immer weniger repräsentativ10); und in der Verdienst-
statistik wird ein sehr großer Teil des Dienstleis-
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10) Siehe dazu ausführlicher den letztjährigen WSI-Verteilungsbericht, Schä-
fer 1999.

Wirtschaftsbereich 1990 1991 1993 1996 1997 1998 1999

Geschlecht 1. Hj. 2. HJ. JD5) JD5) JD5) JD5) JD5) JD5) JD5)8)

West Ost West Ost West Ost West Ost West Ost West Ost West Ost West Ost West Ost
in DM in vH in DM in vH in DM in vH in DM in vH in DM in vH in DM in vH in DM in vH in DM in vH in DM in vH

Arbeiter
Industrie3) 3382 35,4 3540 40,8 3672 50,3 3952 70,8 4330 75,4 4387 76,0 4488 75,7 4597 75,7 5071 73,6
– Männer – – – – 3867 49,7 4140 59,8 4519 74,4 4571 75,1 4674 74,9 4783 74,9 5275 72,9
– Frauen – – – – 2737 54,1 2947 72,0 3268 79,6 3311 80,6 3403 81,2 3507 81,0 3832 80,1
Industrie (ohne 
Bauindustrie)6) 3379 35,4 3528 39,1 3645 46,8 3919 66,3 – – – – – – – – – –
Hoch- und Tiefbau4) 3404 35,4 3642 49,0 3802 63,4 4175 76,0 4436 76,4 4443 76,9 4468 75,8 4611 74,3 4787 74,4

Angestellte
Industrie3) sowie 
Handel, Kredit- und 
Versicherungsgewerbe7) 4301 30,5 4425 34,9 4651 44,8 5102 65,1 5481 72,8 5537 73,8 5721 74,2 5889 74,2 6639 72,8
Industrie3) 4863 27,2 5047 31,1 5278 41,6 5774 60,0 6357 72,8 5588 73,9 6596 74,5 6772 74,4 7617 72,6
– Männer – – – – 5788 42,1 6309 61,7 6920 75,0 7003 76,3 7142 76,8 7322 77,0 8254 74,9
– Frauen – – – – 3884 49,0 4292 68,4 4784 81,0 4899 81,5 5028 81,9 5188 81,5 5731 80,8
Industrie (ohne 
Bauindustrie)6) 4865 27,2 5049 30,3 5278 40,1 5775 58,1 – – – – – – – – – –
Hoch- und Tiefbau4) 4705 28,9 5012 38,7 5263 54,2 5754 70,3 6225 77,6 6314 77,5 6391 77,2 6558 76,3 7089 74,7
Handel, Kredit- und
Versicherungsgewerbe7) 3623 34,0 3683 39,5 3892 46,7 4398 68,2 4666 73,6 4775 75,0 4892 75,6 5044 75,8 5687 74,6
– Männer – – – – 4548 44,5 5120 67,2 5307 71,6 5391 73,1 5506 73,3 5670 73,6 6440 71,9
– Frauen – – – – 3220 55,2 3647 79,0 3973 81,4 4082 82,7 4184 83,6 4311 83,8 4790 83,7

Arbeiter und Angestellte zusammen
Industrie3) 3841 32,3 4002 37,1 4168 47,1 4550 65,7 5035 72,5 5118 73,2 5236 73,2 5377 73,1 5992 71,4
Industrie (ohne 
Bauindustrie)6) 3858 32,2 4016 35,7 4180 44,4 4562 62,6 – – – – – – – – – –
Hoch- und Tiefbau4) 3633 34,5 3860 47,2 4045 61,8 4438 74,4 4757 76,1 4 800 76,3 4841 75,5 4986 74,4 5272 74,1

Tabelle 7
Entwicklung der monatsdurchschnittlichen Effektivverdienste von ArbeitnehmerInnen in der Industrie

(ohne Sonderzahlungen)8)
(einschließlich Handel, Kreditinstitute, Versicherungsgewerbe)1) in DM und vH2)

– alte und neue Bundesländer –

1) Nur Angestellte. – 2) Ostverdienste in vH der Westverdienste. – 3) Einschließlich Hoch- und Tiefbau, letzterer mit Handwerk; ab 1996 be-
zeichnet mit „Produzierendes Gewerbe“. – 4) Mit Handwerk, ab 1996 ohne Handwerk.– 5) Jahresdurchschnitt. – 6) Ab 1996 nicht mehr aus-
gewiesen. – 7) Ab 1996 einschließlich Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen und Gebrauchsgütern. – 8) Für 1999 nachrichtlich:
einschließlich Sonderzahlungen.
Quelle: Statistisches Bundesamt (Fachserie 16 – Verdienststatistik). – Berechnungen des WSI.



tungsbereichs gar nicht erfasst. Aus diesen und ande-
ren Gründen verlässt sich das WSI zunehmend auf
eine weit zuverlässigere und alle Wirtschaftsbereiche
einschließlich des öffentlichen Dienstes umfassende
Informationsquelle, die IAB-Beschäftigtenstichprobe,
die auf mikroökonomischen Angaben, genauer: auf
den obligatorischen Meldungen der Arbeitgeber über
jede einzelne bzw. jeden einzelnen ihrer sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigten und deren effektive
Verdienste an die Sozialversicherungsträger beruht.
Auf dieser Basis lassen sich seit 1975 für West-
deutschland und seit 1992 für Ostdeutschland nicht
nur durchschnittliche Vollzeit-Arbeitseinkommen für
tief gliederbare Wirtschaftsbereiche sowie zahlreiche
persönliche Merkmale der Einkommensbezieher (Ge-
schlecht, Alter, Qualifikation u.a.) berechnen, son-
dern vor allem auch die Schichtung der Arbeitsein-
kommen in ebenfalls fein differenzierbaren Einkom-
mensgrößenklassen. Entsprechend sind sowohl in
früheren WSI-Verteilungsberichten wie an anderer
Stelle vom Autor diverse Ergebnisse veröffentlicht
worden11), darunter teilweise mit „überraschenden“
Ergebnissen für Mainstream-Positionen zur Lohnent-
wicklung und Lohnstruktur.

Zu diesen Ergebnissen gehört, dass das Lohnniveau
in den nicht von der Verdienststatistik erfassten
Dienstleistungsbereichen in der Regel in West und
Ost deutlich niedriger liegt als in den erfassten Berei-
chen – was zu vermuten war. Dagegen war nicht ohne
Weiteres zu erwarten, dass der Anpassungsprozess
der Vollzeit-Arbeitseinkommen in Ostdeutschland
laut IAB-Beschäftigtenstichprobe ebenfalls weit ge-
ringer ausfällt als in der öffentlichen Debatte häufig
behauptet, und zwar selbst in den von der Verdienst-
statistik erfassten Industriebereichen: Im gesamtwirt-
schaftlichen Durchschnitt betrug 1995 das Ost-Ni-
veau danach 67,4 vH des West-Durchschnitts, in in-
dustriellen Bereichen sogar nur 59,7 vH (Nahrungs-
und Genussgüter) bis 62,7 vH (Investitionsgüter)12).
Zwar gibt es für jüngere Jahre nach 1995 (noch) keine
Informationen aus der Beschäftigtenstichprobe13).
Aber die Verdienststatistik signalisiert bekanntlich
(siehe oben), dass der Anpassungsprozess seit 1996 in
den von ihr erfassten Bereichen mehr oder weniger
stagniert; und in den von ihr nicht erfassten Berei-
chen dürfte es genauso aussehen. Bestätigt wird die
Stagnation inzwischen für die Gesamtwirtschaft von
ersten Ergebnissen der letzten Einkommen- und Ver-
brauchsstichprobe (EVS), nach denen im Erhebungs-
jahr 1998 die durchschnittlichen Bruttoeinkommen
aus unselbständiger Arbeit von „Haupteinkommens-
beziehern“, also in aller Regel von Vollzeit-Beschäf-
tigten, in den privaten Haushalten Ostdeutschlands
genau 69,1 vH des entsprechenden West-Niveaus aus-
machten (Münnich 2000, S. 679). Das ist deutlich we-
niger als etwa die Verdienststatistik für 1998 und die
darin erfassten Teile der Gesamtwirtschaft ausweist
(73,2 vH) und erheblich weniger als das für 1998 an-

gegebene Tarifniveau des Ostens gemessen am West-
Niveau (90,8 vH). Bekanntlich aber fokussiert die öf-
fentliche Debatte bis heute meist auf die letztge-
nannte Ziffer – unzulässigerweise14), da tarifliche Ein-
kommen gerade im Osten aus vielen Gründen niedri-
ger sind als effektive.

Nun offenbart die Auswertung der IAB-Beschäfti-
gungsstichprobe nicht nur ein anhaltend großes Ge-
fälle bei den Arbeitseinkommen zwischen Ost und
West, sondern auch ein mindestens ebenso problema-
tisches zwischen Frauen und Männern. Auch hier ist
eher überraschend in Westdeutschland der Anpas-
sungsprozess von Frauenlöhnen an die Löhne der
Männer seit 20 Jahren bei weitem nicht so weit vor-
angekommen wie häufig gedacht. Und in Ostdeutsch-
land macht sich innerhalb von wenigen Jahren nach
der deutschen Vereinigung schon bemerkbar, dass die
relativ gute – wenn auch bei weitem ebenfalls nicht
egalitäre – Lohnposition der ostdeutschen Frauen be-
reits tendenziell in Richtung der schlechteren Position
ihrer westlichen Schwestern „angepasst“ wird. Ausge-
wählte Ergebnisse gehen aus Tabelle 8 für West-
deutschland hervor15).

In ihr sind alle sozialversicherungspflichtigen Bezie-
her von Vollzeit-Arbeitseinkommen nach aufsteigen-
den Einkommen in zehn gleich große, d.h. gleich
stark mit Köpfen besetzte Beschäftigtengruppen (De-
zile) eingestuft; in jedem Dezil sind also 10 vH aller
Beschäftigten unabhängig von ihrem Geschlecht,
aber in der Dezilreihenfolge abhängig von der Ar-
beitseinkommens-Höhe enthalten. Die erste Überra-
schung vermittelt die Summenzeile: In Westdeutsch-
land hat sich der Anteil vollzeitbeschäftigter Frauen
an allen Vollzeitbeschäftigten in 20 Jahren von 33,5
vH auf 33,9 vH kaum verbessert – zumal im Westen
gleichzeitig auch die absolute Gesamtzahl der Voll-
zeit-Arbeitsplätze mit rund 18 Millionen DM quasi
konstant geblieben ist. In Ostdeutschland liegt der
entsprechende Anteil der Frauen zu Beginn des Be-
obachtungszeitraums 1992 kurz nach der deutschen
Vereinigung mit 44,9 vH deutlich höher, sinkt aber
innerhalb von nur vier Jahren um über einen Pro-
zentpunkt auf 43,7 vH; gleichzeitig allerdings nimmt
im Osten der Gesamtbestand an Vollzeit-Arbeits-
plätze in diesem Zeitraum deutlich ab, so dass auch
die absolute Anzahl von mit Frauen besetzten Ar-
beitsplätzen sinkt. Die zweite Überraschung vermit-
telt dieselbe Summenzeile in der vierten Spalte: Die
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11) Zuletzt und ausführlich zu Niedriglöhnen und zur Lohnspreizung in
West- und Ostdeutschland in dieser Zeitschrift, Schäfer 2000 a.

12) Siehe dazu Tabelle 2 bei Schäfer 2000a.
13) Anfang 2001 werden voraussichtlich solche bis einschließlich 1997 ver-

fügbar sein.
14) Zur Bewertung dieser Ost-West-Differenz bei den Lohneinkommen ins-

besondere unter beschäftigungspolitischen Aspekten siehe ausführlich
Schäfer 2000a.

15) Eine entsprechende Tabelle für Ostdeutschland konnte in diesem Heft aus
Platzgründen nicht abgedruckt werden, ist aber auf Anfrage beim Autor
erhältlich.Die Berechnungen für beide Tabellen wurden von Dipl.-Volks-
wirtin Anette Haas/IAB durchgeführt, wofür der Autor herzlich dankt.



33,5 vH bzw. 33,9 vH Frauen von allen Vollzeitbe-
schäftigten im Westen verdienen insgesamt nur 25,9
vH (1975) bzw. 27,2 vH (1995) aller Vollzeit-Arbeits-
einkommen. Das geringe Ausmaß steht als Indikator
für Diskriminierung, die offenbar auch in 20 Jahren
wenig abgenommen hat. In Ostdeutschland verdienen
die immerhin 44,9 vH bzw. 43,7 vH Frauen an allen
Vollzeitbeschäftigten 41,8 vH (1992) bzw. 40,8 vH
(1995) aller Vollzeit-Arbeitseinkommen. Einkom-
mensdiskriminierung gab und gibt es hier also auch;
und sie nimmt zu, wenn auch auf einem (noch) weni-
ger ausgeprägten Niveau als im Westen. Der Diskri-
minierungsmechanismus ist in beiden Fällen, beson-
ders eindeutig für Westdeutschland, an der unter-
schiedlichen Besetzung der einzelnen Dezil- bzw. Be-
schäftigungsklassen zu erkennen: Je geringer das ge-
zahlte Arbeitseinkommen, um so mehr Frauen sind
vertreten; und innerhalb jeder Dezil- bzw. Beschäfti-
gungsklasse werden Frauen im Durchschnitt – was
hier explizit nicht ausgewiesen wird – auch noch
schlechter bezahlt als Männer.

Erstaunlich ist insbesondere im Westen die Persis-
tenz von Frauendiskriminierung in einem so langen
Zeitraum, der stark von Geschlechterdebatten ge-
prägt war, aber offenbar nicht von effizientem anti-
diskriminierendem Handeln. Dies gilt umso mehr an-
gesichts von zwei methodischen Aspekten, die das in
beiden Tabellen ausgewiesene Ausmaß der Diskrimi-
nierung faktisch verschärfen: Die zugrundeliegenden
Arbeitseinkommen sind auf Tage umgerechnet Jahre-
seinkommen unabhängig von der individuellen Ge-
samtarbeitszeit im Jahr, also vor allem unabhängig

von ganzjähriger oder nicht-ganzjährig durchgängiger
Beschäftigungsdauer. Werden Unterbrechungszeiten
der Beschäftigung im Jahresverlauf berücksichtigt –
die im Durchschnitt bei Frauen aus verschiedenen
Gründen größer sind als bei Männern, insbesondere
wegen Erziehungs- und Familienzeiten –, so sinkt der
Einkommensanteil der Frauen an allen Einkommen
weiter. Noch stärker in Einkommensverlusten macht
sich dieser Zeiteffekt bemerkbar, wenn man statt ein-
zelner Stichjahre Beschäftigungsverläufe über meh-
rere Jahre oder gar das kumulierte Arbeitsleben ver-
folgt; entsprechende Berechnungen sind geplant. Zu-
sätzlich ist darauf hinzuweisen, dass die Arbeitsein-
kommen in der Deziluntergruppe 10b, also Einkom-
men auf und oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze
der gesetzlichen Rentenversicherung, noch nicht ge-
schlechtsspezifisch differenziert sind; die entsprechen-
den Angaben stammen nicht aus der Beschäftigten-
stichprobe, sondern aus der EVS. Nach erfolgter Dif-
ferenzierung aber dürfte der Einkommensanteil der
Frauen in dieser Untergruppe, in der u.a. auch weib-
liche Führungskräfte enthalten sind, weiter sinken –
wie auch demzufolge der durchschnittliche Einkom-
mensanteil aller Frauen. 

4. Die Einkommen privater Haushalte

Entscheidend für die Beurteilung der Verteilungs-
bzw. der materiellen Wohlstandsposition in Deutsch-
land ist letztlich, wie sich die Markteinkommen vor
der öffentlichen Umverteilung und vor allem danach
in ihrem Haushaltszusammenhang niederschlagen, da
die meisten Personen nach wie vor mit anderen in ei-
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Tabelle 8
Arbeitseinkommens-Relationen1) von vollzeitbeschäftigten Frauen und Männern

– Westdeutschland 1975 und 1995 –

Dezilklasse Frauenanteil an den Klasseneinkommen in % Anteil der Gruppen- Anteil der Gruppen- Anteil der Gruppen-
(Beschäftigten- Beschäftigten in der am Gesamteinkommen einkommen der Frauen einkommen der Frauen einkommen der Frauen
klasse)2) Dezilklasse in % aller Frauen und Männer in % am jeweiligen in % amGesamt- in % am Gesamt-

Klasseneinkommen einkommen aller einkommen der Frauen
Frauen und Männer

1975 1995 1975 1995 1975 1995 1975 1995 1975 1995

11 76,10 68,03 3,85 3,84 76,21 67,82 2,93 2,60 11,35 9,58
12 68,80 56,12 6,21 6,02 68,41 55,78 4,25 3,36 16,42 12,36
13 50,25 46,64 7,65 7,21 50,04 46,41 3,83 3,35 14,81 12,31
14 37,24 37,35 8,65 8,08 37,13 37,28 3,21 3,01 12,42 11,09
15 28,09 30,49 9,49 8,87 28,02 30,47 2,66 2,70 10,28 9,94
16 22,84 25,97 10,29 9,66 22,85 25,94 2,35 2,50 9,09 9,21
17 18,73 24,42 11,10 10,57 18,73 24,41 2,08 2,58 8,04 9,50
18 15,12 22,82 12,08 11,85 15,08 22,78 1,82 2,70 7,05 9,93
19 11,02 18,54 13,52 14,07 10,99 18,42 1,49 2,59 5,74 9,54
103)4) 7,34 9,10 17,16 19,83 7,24 8,96 1,24 1,78 4,80 6,54
10a unter BMG3) 3,24 3,00 5,62 4,19 2,80 2,44 0,48 0,48 1,86 1,78
10b über BMG4) 4,10 6,10 11,54 15,63 4,44 6,52 0,76 1,29 2,95 4,75
Alle FuM 33,55 33,93 100,00 100,00 25,86 27,18 25,86 27,18 100,00 100,00

1) Effektiv gezahlte Einkommen einschließlich Sonderzahlungen (Basis: Einkommen im Verlauf des individuellen Beschäftigungsjahres umgerechnet auf Ta-
geseinkommen). – 2) Alle Vollzeitberechtigten sind in zehn gleich stark besetzte Beschäftigungsgruppen (Dezile) nach aufsteigenden Arbeitseinkommen
gegliedert: in Dezil 1 befinden sich die zehn Prozent unter allen Frauen und Männern mit den niedrigsten Vollzeit-Arbeitseinkommen, in Dezil 10 die zehn
Prozent aller Beschäftigten mit den höchsten Arbeitseinkommen. – 3) Beschäftigte im 10. Dezil mit Vollzeit-Arbeitseinkommen bis unter die Beitragsbe-
messungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung. – 4) Beschäftigte im 10. Dezil mit Vollzeits-Arbeitseinkommen auf und über der Beitragsbemes-
sungsgrenze der gesetzlichen Rentenversicherung. Einkommen über der Beitragsbemessungsgrenze, die von der IAB-Beschäftigtenstichprobe nicht er-
fasst werden, wurden mit Hilfe von Angaben der Einkommen- und Verbrauchsstichproben 1978 bis 1994 dazugeschätzt, allerdings noch nicht geschlechts-
spezifisch differenziert.
Quelle: IAB-Beschäftigtenstichprobe. – EVS-Datenbank Universität Frankfurt/Main – Berechnungen im Auftrag des WSI.



ner gemeinsamen Wohnung zusammen leben und in
den entsprechenden Haushalten auch meist mehrere
individuell begründete wie durch den Haushalt be-
gründete Einkommensquellen zusammenfließen. Ak-
tuelle Zahlen für diese Haushalts-Verteilungsebene
gibt es für 1999 nicht – selbst nicht auf gesamtwirt-
schaftlicher Ebene für allgemeine Einkommensdurch-
schnitte von Haushaltsgruppen, weil z.B. weder das
Statistische Bundesamt noch auch das Deutsche In-
stitut für Wirtschaftsforschung (DIW) entsprechende
frühere Berechnungen wieder aufgenommen haben.
Aber für das Jahr 1998 liegen seit kurzem auf Basis
verschiedener mikroökonomischer Datenquellen
mehrere Untersuchungen vor, deren Ergebnisse zu-
mindest in den Strukturen auch 1999 noch Bestand
haben dürften: der sogenannte Zweite Armutsbericht
von DGB und Paritätischem Wohlfahrtsverband auf
der Grundlage des Sozio-Ökonomischen Panels
(SOEP)16), der „Kinder-Armutsbericht“ der Arbeiter-
wohlfahrt (2000) auf Basis von verbandsinternen In-
formationen und eigenen Erhebungen sowie eine erste
Veröffentlichung des Statistischen Bundesamtes zu
den Jahresergebnissen der 1998 durchgeführten Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS, Mün-
nich 2000)17). Ebenfalls auf die EVS-Jahresergebnisse
1998 beziehen sich aktuelle Berechnungen aus dem
seit Jahren laufenden, von der Hans Böckler Stiftung
geförderten Projekt „Personelle Einkommensvertei-
lung“ am Lehrstuhl von Prof. Hauser an der Univer-
sität Frankfurt/Main, die hier das erste Mal veröf-
fentlicht werden18). Deshalb wird hier im Folgenden
auf die letztgenannten Berechnungen etwas stärker
eingegangen, während die zuerst aufgeführten Unter-
suchungen wegen ihrer öffentlichen Verfügbarkeit
nur kurz gestreift werden. Zu diesen werden sich in
nächster Zeit zahlreiche weitere Gutachten gesellen,
die von der Bundesregierung im Rahmen des von ihr
für 2001 geplanten ersten nationalen und offiziellen
„Armuts- und Reichtumsbericht“ in Auftrag gegeben
worden sind und zusätzlichen Aufschluss über die
verschiedensten Verteilungsaspekte in Deutschland
liefern sollen19).

Die oben zuerst genannten Untersuchungen kon-
zentrieren sich wie die Verteilungsforschung der letz-
ten Jahre generell auf das aktuelle Niveau der Armut
in Deutschland und deren Entwicklung in den letzten
Jahren, beim „Zweiten Armutsbericht“ insbesondere
im Vergleich zum entsprechenden „Ersten Bericht“
aus dem Jahr 1993. Ein Hauptverdienst dieses zwei-
ten Berichts ist der Beleg für ein doch recht großes
allgemeines Armutsniveau in einem ansonsten ein-
kommens- und vermögensreichen Land sowie die
Darstellung der von Armut betroffenen sehr unter-
schiedlichen Gruppen in West- wie Ostdeutschland,
vor allem Familien mit Kindern und insbesondere
Alleinerziehende. Hier werden teilweise immer noch
erstaunliche Defizite in der Bekämpfung wie der Vor-
beugung gegen solche Armut offenbart, die im Um-

kehrschluss Reformnotwendigkeiten für die fiskali-
schen und sozialen Absicherungssysteme nahe legen,
hauptsächlich für den nach wie vor unzulänglichen
Familienlastenausgleich und darunter im Kern das
Aufziehen und Erziehen von Kindern. Gerade dieser
letzte Aspekt wird auch von den Ergebnissen der spe-
ziellen Studie der Arbeiterwohlfahrt zur Kinderarmut
unterstrichen. Daneben wird aber vom „Zweiten“ Ar-
mutsbericht auch die „Armut trotz Arbeit“ und die
Gefahr von Armut durch einen beachtlichen Nied-
riglohnbereich hervorgehoben.

Zur in den letzten Jahren viel diskutierten Frage,
ob sich die auf der funktionalen Verteilungsebene ab-
zeichnende Polarisierung der Einkommensströme
zwischen Arbeitseinkommen einerseits und Kapital-
einkommen andererseits (s.o.) auch in der personellen
Verteilung auf Haushaltsebene fortsetzt und die
Schere zwischen Armut und Reichtum vergrößert,
haben die beiden Studien dagegen nicht viel Neues
beizutragen. Beide Armutsberichte hatten das obere
Ende der Einkommenshierarchie und darin den
„Reichtum“ ohnehin nicht zum Gegenstand. Eine dif-
ferenzierte Darstellung auch dieses Teils der Einkom-
mensverteilung wäre auch auf Basis zugrundeliegen-
der empirischer Quellen schwierig, da z.B. das SOEP
bekanntlich den oberen Einkommensbereich weniger
weitreichend und auch weniger gut abbilden kann als
die EVS, der das bei vergleichbarer Methode – der
Befragung von freiwillig teilnehmenden privaten
Haushalten – nicht zuletzt wegen ihres fast achtmal
so großen Stichprobenumfangs von 60.000 Haushal-
ten (gegenüber knapp 8.000 beim SOEP) besser ge-
lingt20). Insofern ist auch die Aussage des „Zweiten
Armutsberichts“ auf SOEP-Basis vorsichtig zu inter-
pretieren, die gesamtgesellschaftliche Armutsquote
habe sich seit den 80er Jahren von zwischenzeitlichen
Schwankungen abgesehen nur wenig geändert. Ist
nämlich im oberen Einkommensbereich eine Unter-
erfassung wahrscheinlich, so ist der auf SOEP-Basis
errechnete gesamtwirtschaftliche Einkommensdurch-
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16) Er wurde Anfang Oktober der Öffentlichkeit vorgestellt und liegt inzwi-
schen als Buchveröffentlichung vor von Hanesch, Krause, Bäcker u.a.
2000.

17) Ergebnisse mit Bezug auf die EVS-Befragungen des 1. Halbjahres 1998
sind schon früher vom Statistischen Bundesamt vorgelegt worden, siehe
Münnich/Illgen 2000.

18) Die Berechnungen wurden mithilfe der in diesem Projekt aufgebauten
EVS-Datenbank von Irene Becker am Lehrstuhl Prof. Hauser durchge-
führt und freundlicherweise für den vorliegenden WSI-Verteilungsbericht
zur Verfügung gestellt. Der Autor bedankt sich herzlich bei Irene Becker
und weiteren Projekt-Mitarbeitern. Zu diesem Projekt, das mit seinen
zahlreichen Ergebnissen schon häufig im WSI-Verteilungsbericht zitiert
wurde, siehe zuletzt den Vortrag von Irene Becker 2000.

19) Eine Übersicht über die bisher vergebenen Gutachten und die entspre-
chenden Gutachter ist beim federführenden Bundesarbeitsministerium
erhältlich. Über die Vorgeschichte dieses Berichtsvorhabens, seine Kon-
zeption und die entsprechende Diskussion informieren die Veröffentli-
chungen des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung 1999a
und 1999 b. 

20) Siehe zum Vergleich und zu den Abbildungsmöglichkeiten von Einkom-
men durch EVS, SOEP und VGR den Vortrag des Autors: „Zum Ver-
hältnis von gesamtwirtschaftlichen und mikroökonomischen Verteilungs-
indikatoren“ auf der von DIW und Zentrum für Umfragen und ange-
wandte Methoden (ZU-MA) durchgeführten Tagung „Reichtum in
Deutschland“ in Berlin im Mai 2000 (Schäfer 2000b).



schnitt zu niedrig und damit auch die ermittelte Ar-
mutsquote, die mithilfe eines festen Schwellenwerts
vom Einkommensdurchschnitt abgeleitet wird.
Nimmt womöglich die Untererfassung der oberen
Einkommen im Zeitverlauf sogar zu, so kann auch
die „wahre“ Armutsquote gestiegen sein, weil der
„wahre“ Einkommensdurchschnitt ebenfalls höher
liegt als auf SOEP-Grundlage darstellbar.

Allerdings kann wegen der Freiwilligkeit der Teil-
nahme die EVS ebenfalls nicht alle hohen Einkommen
erfassen, worauf die EVS-Nutzer immer wieder auch
selbst hinweisen und deshalb ihre Ergebnisse tenden-
ziell als Untergrenzen von Verteilungskonzentrationen
darstellen21). Wenn also nach EVS-Analysen die Un-
gleichheit der Einkommensverteilung – und auch der
Vermögen – zwischen den 80er Jahren und 1993 zuge-
nommen hat (wie Becker 1999 ausführlich dargelegt
hat), dann kann wegen der regelmäßigen Untererfas-
sung von hohen Einkommen die Ungleichheit tatsäch-
lich noch stärker ausgefallen sein22). Für die EVS 1998
gilt nun leider aus einem speziellen Grund eine beson-
ders ausgeprägte Untererfassung hoher Einkommen.
Der Grund ist die für die Durchführung der 1998er
EVS geänderte Anschreibemethode der befragten
Haushalte. Zur Entlastung der an der Befragung teil-
nehmenden Haushalte werden diese erstmals nicht
mehr gebeten, alle zusammen und gleichzeitig ihre
Einnahmen und Ausgaben akribisch über ein ganzes
Jahr in einem Haushaltsbuch festzuhalten; die Haus-
halte sind dazu vielmehr nur noch drei Monate lang
verpflichtet, verteilt auf vier relativ gleich große Grup-
pen und nacheinander auf die vier Jahresquartale. In
den ersten drei Quartalen aber scheint dies gerade bei
residualbestimmten Einkommen, also Gewinn- und
Vermögenseinkommen, die statt laufend eher einmalig
oder zu wenigen Terminen im Jahr ermittelt werden
bzw. anfallen, zu Untererfassungen zu kommen, die
demnach die oberen Einkommen besonders betreffen.
Das Statistische Bundesamt weist auf diesen Unsi-
cherheits- und Verzerrungsfaktor ausdrücklich hin
(Münnich 2000. S. 682 f.). 

In den hier aus dem HBS-Projekt „Personelle Ein-
kommensverteilung“ referierten Tabellen 9 und 10 ist
dieser Faktor bei der von 1993 auf 1998 verschlech-
terten relativen Einkommensposition der Selbständi-
gen-Haushalte (ohne Landwirte) in West- und Ost-
deutschland besonders gut zu erkennen (siehe jeweils
die dritte Unterspalte bei „Haushalts-Bruttoeinkom-
men“). In Westdeutschland verringert sich diese Ein-
kommensposition (das ist der Anteil der Brutto-
Haushaltseinkommen der Selbständigen am Brutto-
Durchschnittseinkommen aller Haushalte) innerhalb
der 5-Jahres-Frist von 152,1 vH auf 132,4 vH, in Ost-
deutschland dagegen nur minimal von 128,6 vH auf
128,0 vH. In Westdeutschland sinkt laut EVS sogar
von 1993 auf 1998 das durchschnittliche Bruttoein-
kommen der Selbständigenhaushalte absolut: von
10.639 DM auf 10.044 DM pro Monat. Diese Ver-

ringerung aber ist faktisch eher unwahrscheinlich,
weil im Kontrast zu den EVS-Daten die Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) den Gewinn-
und Vermögenseinkommen, die in den Haushalts-
budgets der Selbständigen-Haushalte das größte Ge-
wicht haben, im gleichen Zeitraum eine überdurch-
schnittliche Steigerung zuschreiben (siehe oben). Im-
merhin: Trotz der in 1998 besonderen Untererfassung
der hohen Einkommen ergibt sich aus der EVS-Aus-
wertung sowohl im HBS-Projekt „Personelle Ein-
kommensverteilung“ (s. Tabelle 11) als auch in den
Berechnungen des Statistischen Bundesamtes (bei
Münnich 2000) eine leichte Zunahme der generellen
Einkommenskonzentration gegenüber 1993 – auch
wenn die Ergebnisse im einzelnen voneinander abwei-
chen23).
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21) Einen interessanten Versuch zur Abschätzung der von der EVS nicht er-
fassten hohen Einkommen und der entsprechenden Haushalte auf der
Grundlage der 1993er EVS-Daten hat die Prognos AG unternommen im
Rahmen ihres ebenfalls von der Hans Böckler Stiftung geförderten Un-
tersuchungsauftrags zur Wohlstandsverteilung in Deutschland (Schüss-
ler, Lang, Buslei 2000). Dazu wurden die aus der Vermögensteuerstatis-
tik 1992 verfügbaren Angaben über die deklarierten steuerlichen Ein-
künfte der Vermögensteuerpflichtigen mit den EVS-Einkommen vergli-
chen und die Differenz ermittelt; denn die Vermögensteuerpflichtigen
können im allgemeinen mit Beziehern hoher und höchster Einkommen
gleichgesetzt werden. Zu beachten ist, dass deklarierte steuerbare Ein-
künfte nicht mit am Markt erzielten Bruttoeinkommen gleichzusetzen
sind. Trotzdem ließ sich durch den Vergleich die Zahl der nicht von der
EVS erfassten Haushalte auf etwa 230.000 oder 1 vH aller Haushalte so-
wie deren dazugehöriges Einkommen im Jahr 1993 auf über 60 Milliar-
den DM beziffern (siehe auch den entsprechenden Vortrag von Schüssler
2000 auf der in Fußnote 20 schon erwähnten DIW/ZUMA-Tagung im
Frühjahr 2000), was angesichts der erwähnten und anderer methodischer
Aspekte auch eher Untergrenzen sein dürften. Leider lässt sich diese
Schätzung für 1998 zur Ergänzung der entsprechenden EVS nicht wie-
derholen, weil inzwischen die Erhebung einer Vermögensteuer völlig aus-
gesetzt ist und damit auch keine statistischen Daten zur Vermögensteuer
und ihren Pflichtigen mehr anfallen.

22) Daneben ist durchaus zweifelhaft, ob selbst der untere Teil der Einkom-
menspyramide von den heute verfügbaren Verteilungsdaten, auch von
SOEP und EVS, zufriedenstellend erfasst wird – selbst wenn man aus
vielen Gründen Obdachlose und Heimbewohner außer acht lässt. Denn
die Verschuldung und Überschuldung von gerade erwerbstätigen Perso-
nen und Haushalten als sozusagen negative Einkommensverteilung ist
möglicherweise zu wenig transparent. Darauf deuten gelegentlich be-
kannt werdende Informationen der Schuldnerberatung im Rahmen der
Verbraucherberatung hin oder auch die von Institutionen zur Schul-
deneintreibung. Aus dem letzteren Umfeld stammen die Bürgel-Wirt-
schaftsinformationen (2000): Danach können zurzeit 3,4 vH aller Haus-
halte in Deutschland ihre Schulden nicht begleichen bzw. sind mit offe-
nen Forderungen belastet, in einzelnen Bundesländern wie Rheinland-
Pfalz und Sachsen mit 7,3 vH und 10 vH aller Haushalte sogar deutlich
mehr.

23) Die Abweichungen bei gleicher Datengrundlage sind im wesentlichen auf
folgende unterschiedliche Vorgehensweisen zurückzuführen: Das HBS-
Projekt nutzt zur Herstellung der Vergleichbarkeit von Einkommen bei
unterschiedlicher Haushaltsgröße, d.h. zur Bestimmung von Äquivalenz-
einkommen, die Gewichte der „alten“ OECD-Skala, das Statistische
Bundesamt die der modifizierten OECD-Skala; das HBS-Projekt bezieht
die Einkommen auf Personen bzw. Köpfe in den Haushalten, das Statis-
tische Bundesamt auf Haushalte. Beide Vorgehensweisen haben ver-
schiedene Vorteile, implizieren aber auch unterschiedliche Probleme,
worauf hier nicht weiter eingegangen werden kann. Schließlich hängt das
gemessene Ausmaß der Einkommenskonzentration auch noch vom re-
gionalen Bezug (ganz Deutschland oder West- und Ostdeutschland) so-
wie von der Differenzierung der privaten Haushalte nach bestimmten
Merkmalen ab, zumal die sozialen Haushaltsgruppen (Selbständige, Ar-
beitnehmer usw.) immer heterogener werden. Nach früheren EVS-Er-
gebnissen gehen rund 80 vH der messbaren Einkommensungleichheit auf
Unterschiede innerhalb der Gruppen zurück, nur rund 20 vH auf solche
zwischen den Gruppen (so zuletzt Becker 2000b). Dies alles ist zu be-
denken, wenn im folgenden aus Platzgründen hier nur die EVS-Ergeb-
nisse in der Gliederung der Tabellen 9 bis 11 näher betrachtet werden, in
denen die Differenzierung der privaten Haushalte nach sozialen Grup-
pen im Vordergrund steht.



Zu den Ergebnissen selbst: In den Tabellen 9 und
10 werden zunächst jeweils für Westdeutschland in
den Jahren 1993 (Tabelle 9a) und 1998 (Tabelle 9b)
sowie für Ostdeutschland in den selben Jahren (Ta-
belle 10a und 10b) die Durchschnittseinkommen und
verschiedene Einkommenskomponenten unterschied-

licher Haushaltsgruppen dargestellt. Die Haushalts-
gruppen sind nach dem Erwerbs- bzw. Nicht-Er-
werbsstatus ihrer Haushaltsvorstände definiert. Die
Einkommenskomponenten sollen sowohl die ver-
schiedenen Einkommensquellen und deren typische
Bedeutung für die Haushaltsgruppen veranschauli-
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Tabelle 9a
Haushaltseinkommen1) und Einkommensstrukturen privater Haushalte in Westdeutschland 1993

nach sozialer Stellung der Bezugsperson

Einkommensarten2)

Soziale Stellung Haushaltsbrutto- Einkommen Einkommen Einkommen Öffentliche Abgaben Saldo der Netto-
der Bezugsperson einkommen aus aus selb- aus Transfer- öffentlichen äquivalenz-

(Markt- und abhängiger ständiger/ Vermögen einkommen Umver- einkommen
Transfereinkommen) Beschäf- unternehmer. (einschl. teilung3)

tigung Tätigkeit Mietwert)

n4) g5) %6) %7) %7) %7) %7) %7) %7) %7) %8)

Selbständige9) 10 639 5 015 152,1 12,1 68,2 15,3 3,5 – 17,4 – 13,9 82,6 157,4
Landwirte 6 389 2 255 68,4 15,0 55,2 20,5 8,8 – 18,3 – 9,5 81,7 70,0
Angestellte 8 129 4 264 129,3 85,1 1,7 8,9 3,5 – 26,8 – 23,3 73,2 118,6
Beamte 8 087 3 749 113,7 83,6 2,0 10,8 3,0 – 16,9 – 13,9 83,1 118,4
Arbeiter 6 273 2 898 87,9 83,3 1,6 8,7 5,8 – 25,8 – 20,0 74,2 81,7
Arbeitnehmer insg. 7 351 3 593 109,0 84,3 1,7 9,1 4,3 – 25,2 – 21,0 74,8 102,2
Erwerbstätige insg. 7 678 3 717 112,7 72,9 12,1 10,1 4,2 – 24,0 – 19,8 76,0 107,4
Rentner 3 701 2 566 77,8 9,6 2,2 18,7 67,7 – 7,9 59,8 92,2 89,9
Pensionäre 6 670 3 625 109,9 10,4 2,5 15,5 71,1 – 11,7 59,4 88,3 121,7
Arbeitslose 2 846 1 553 47,1 19,1 3,1 12,3 62,8 – 6,1 56,7 93,3 55,4
Sozialhilfeempf. 1 952 1 145 34,7 7,5 3,3 1,1 75,2 – 2,8 72,4 97,2 42,3
Sonstige 2 685 1 935 58,7 27,5 7,7 13,1 36,2 – 8,9 27,3 91,1 67,0
Nichterwerbstätige
Alle Haushalte 6 015 3 297 100,0 58,2 9,8 11,8 18,9 – 20,2 – 1,3 79,8 100,0

1) Markteinkommen (einschl. Mietwert selbstgenutzten Wohneigentums) und Transfereinkommen. – 2) Die Anteile der aufgeführten Einkommensarten er-
geben weniger als 100 % des Haushaltsbruttoeinkommens, da die Kategorie der sonstigen Einkommen (insbes. private Transfers) nicht ausgewiesen wird.
– 3) Saldo aus empfangenen öffentlichen Transfers (einschl. Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst und betrieblicher Altersversorgung) und geleisteten di-
rekten Steuern sowie Sozialabgaben. – 4) Ungewichtet in DM/Monat (monatsdurchschnittliches Jahreseinkommen). – 5) Gewichtet (Äquivalenz-Einkom-
men) nach der alten OECD-Skala in DM. – 6) Gewichtetes Einkommen in % des gewichteten Bruttoeinkommens aller Haushalte. – 7) Einkommensart in %
des Haushaltsbruttoeinkommens, jeweils gewichtet. Äquivalenz-Einkommen. – 8) Gewichtetes Nettoeinkommen der jeweiligen Haushaltsgruppe in % des
gewichteten Nettoeinkommens aller Haushalte. – 9) Ohne Landwirte.

Tabelle 9b
Haushaltseinkommen1) und Einkommensstrukturen privater Haushalte in Westdeutschland 1998

nach sozialer Stellung der Bezugsperson

Einkommensarten2)

Soziale Stellung Haushaltsbrutto- Einkommen Einkommen Einkommen Öffentliche Abgaben Saldo der Netto-
der Bezugsperson einkommen aus aus selb- aus Transfer- öffentlichen äquivalenz-

(Markt- und abhängiger ständiger/ Vermögen einkommen Umver- einkommen
Transfereinkommen) Beschäf- unternehmer. (einschl. teilung3)

tigung Tätigkeit Mietwert)

n4) g5) %6) %7) %7) %7) %7) %7) %7) %7) %8)

Selbständige9) 10 044 4 888 132,4 10,2 65,4 16,6 5,7 – 14,7 – 9,0 85,3 143,9
Landwirte 8 222 2 986 80,9 11,4 50,2 27,4 9,8 – 18,6 – 8,8 81,4 83,9
Angestellte 8 716 4 597 124,5 81,2 1,5 9,9 5,3 – 29,5 – 24,2 70,5 111,8
Beamte 9 148 4 339 117,5 78,3 1,6 12,9 5,0 – 18,2 – 13,2 81,8 122,5
Arbeiter 6 848 3 251 88,1 79,9 0,9 10,0 7,5 – 27,2 – 19,8 72,8 81,7
Arbeitnehmer insg. 8 082 4 046 109,0 80,5 1,3 10,3 5,9 – 27,5 – 21,6 72,5 101,2
Erwerbstätige insg. 8 274 4 113 11,4 71,4 9,4 11,2 5,9 – 25,9 – 20,0 74,1 105,2
Rentner 3 846 2 794 75,7 3,7 0,8 21,2 72,1 – 5,8 66,3 94,2 90,8
Pensionäre 7 257 4 365 118,2 6,2 1,3 17,6 74,0 – 11,0 63,0 89,0 134,1
Arbeitslose 2 904 1 796 48,6 13,8 1,0 14,2 64,9 – 3,0 61,9 97,0 60,1
Sozialhilfeempf. 1 904 1 227 33,2 3,1 0,6 1,3 87,8 – 0,8 87,0 99,2 42,0
Sonstige 2 916 2 167 58,7 21,9 1,9 21,1 36,9 – 5,9 31,0 94,1 70,4
Nichterwerbstätige
Alle Haushalte 6 522 3 692 100,0 56,9 7,5 13,1 20,2 – 21,5 – 1,4 78,5 100,0

1) Markteinkommen (einschl. Mietwert selbstgenutzten Wohneigentums) und Transfereinkommen. – 2) Die Anteile der aufgeführten Einkommensarten er-
geben weniger als 100 % des Haushaltsbruttoeinkommens, da die Kategorie der sonstigen Einkommen (insbes. private Transfers) nicht ausgewiesen wird.
– 3) Saldo aus empfangenen öffentlichen Transfers (einschl. Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst und betrieblicher Altersversorgung) und geleisteten di-
rekten Steuern sowie Sozialabgaben. – 4) Ungewichtet in DM/Monat (monatsdurchschnittliches Jahreseinkommen). – 5) Gewichtet (Äquivalenz-Einkom-
men) nach der alten OECD-Skala in DM. – 6) Gewichtetes Einkommen in % des gewichteten Bruttoeinkommens aller Haushalte. – 7) Einkommensart in %
des Haushaltsbruttoeinkommens, jeweils gewichtet. Äquivalenz-Einkommen. – 8) Gewichtetes Nettoeinkommen der jeweiligen Haushaltsgruppe in % des
gewichteten Nettoeinkommens aller Haushalte. – 9) Ohne Landwirte.
Quelle: EVS-Datenbank der Professur für Sozialpolitik an der Goethe-Universität Frankfurt a. M., Berechnungen von Irene Becker.



chen als auch die Rolle der öffentlichen Umverteilung
durch Transfers einerseits sowie Steuern und Abga-
ben andererseits deutlich machen. Alle Einkommen
und ihre Komponenten sind bereits mit der oben er-
wähnten „alten OECD-Skala“ äquivalenzgewichtet,
allein das Haushaltsbruttoeinkommen wird auch in

der ersten Spalte – und darin der ersten Unterspalte –
ungewichtet angegeben. In der dritten Unterspalte
der ersten Spalte ist das gewichtete Haushaltseinkom-
men jeder einzelnen Gruppe als Anteil am durch-
schnittlichen gewichteten Bruttoeinkommen aller
Haushalte ausgewiesen; dieser Anteil gibt die relative
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Tabelle 10a
Haushaltseinkommen1) und Einkommensstrukturen privater Haushalte in Ostdeutschland 1993

nach sozialer Stellung der Bezugsperson

Einkommensarten2)

Soziale Stellung Haushaltsbrutto- Einkommen Einkommen Einkommen Öffentliche Abgaben Saldo der Netto-
der Bezugsperson einkommen aus aus selb- aus Transfer- öffentlichen äquivalenz-

(Markt- und abhängiger ständiger/ Vermögen einkommen Umver- einkommen
Transfereinkommen) Beschäf- unternehmer. (einschl. teilung3)

tigung Tätigkeit Mietwert)

n4) g5) %6) %7) %7) %7) %7) %7) %7) %7) %8)

Selbständige9) 6 400 2 808 128,6 26,0 59,9 5,9 8,1 – 16,4 – 8,3 83,6 116,9
Landwirte 5 348 2 007 91,9 33,7 41,2 10,9 14,1 – 17,8 – 3,7 82,2 82,2
Angestellte 6 049 2 887 132,2 85,2 1,4 4,0 8,8 – 25,2 – 16,4 74,8 107,5
Beamte 5 687 2 624 120,2 89,3 0,8 2,7 6,9 – 16,8 – 9,9 83,2 108,7
Arbeiter 4 769 2 138 97,9 81,8 0,9 3,9 12,9 – 22,5 – 9,5 77,5 82,5
Arbeitnehmer insg. 5 376 2 475 113,4 83,7 1,1 3,9 10,7 – 23,7 – 13,0 76,3 94,0
Erwerbstätige insg. 5 462 2 503 114,7 77,9 7,0 4,1 10,4 – 23,0 – 12,6 77,0 96,0
Rentner 2 460 1 795 82,2 9,9 1,3 6,7 81,7 – 6,8 74,9 93,2 83,3
Pensionäre 5 669 3 365 154,1 0,0 0,1 7,4 92,5 – 9,5 83,0 90,5 151,6
Arbeitslose 2 631 1 384 63,4 29,4 2,4 4,5 61,4 – 7,9 53,5 92,1 63,5
Sozialhilfeempf. 2 387 1 283 58,8 3,3 1,6 2,8 80,3 – 1,3 79,0 98,7 63,0
Sonstige 2 684 1 643 75,3 20,5 6,9 5,4 60,7 – 5,9 54,7 94,1 77,0
Nichterwerbstätige
Alle Haushalte 4 051 2 183 100,0 60,3 5,8 4,6 28,2 – 8,0 9,8 92,0 100,0

1) Markteinkommen (einschl. Mietwert selbstgenutzten Wohneigentums) und Transfereinkommen. – 2) Die Anteile der aufgeführten Einkommensarten er-
geben weniger als 100 % des Haushaltsbruttoeinkommens, da die Kategorie der sonstigen Einkommen (insbes. private Transfers) nicht ausgewiesen wird.
– 3) Saldo aus empfangenen öffentlichen Transfers (einschl. Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst und betrieblicher Altersversorgung) und geleisteten di-
rekten Steuern sowie Sozialabgaben. – 4) Ungewichtet in DM/Monat (monatsdurchschnittliches Jahreseinkommen). – 5) Gewichtet (Äquivalenz-Einkom-
men) nach der alten OECD-Skala in DM. – 6) Gewichtetes Einkommen in % des gewichteten Bruttoeinkommens aller Haushalte. – 7) Einkommensart in %
des Haushaltsbruttoeinkommens, jeweils gewichtet. Äquivalenz-Einkommen. – 8) Gewichtetes Nettoeinkommen der jeweiligen Haushaltsgruppe in % des
gewichteten Nettoeinkommens aller Haushalte. – 9) Ohne Landwirte.

Tabelle 10b
Haushaltseinkommen1) und Einkommensstrukturen privater Haushalte in Ostdeutschland 1998

nach sozialer Stellung der Bezugsperson

Einkommensarten2)

Soziale Stellung Haushaltsbrutto- Einkommen Einkommen Einkommen Öffentliche Abgaben Saldo der Netto-
der Bezugsperson einkommen aus aus selb- aus Transfer- öffentlichen äquivalenz-

(Markt- und abhängiger ständiger/ Vermögen einkommen Umver- einkommen
Transfereinkommen) Beschäf- unternehmer. (einschl. teilung3)

tigung Tätigkeit Mietwert)

n4) g5) %6) %7) %7) %7) %7) %7) %7) %7) %8)

Selbständige9) 7 112 3 571 128,0 17,3 58,1 13,4 10,3 – 11,9 – 1,6 88,1 142,4
Landwirte – – – – – – – – – – –
Angestellte 8 199 3 504 125,6 81,3 1,3 5,8 9,7 – 28,8 – 19,1 71,2 112,9
Beamte 7 687 3 711 133,0 84,0 1,6 6,4 6,5 – 20,3 – 13,9 79,7 133,8
Arbeiter 5 414 2 552 91,5 75,8 0,5 7,5 14,8 – 24,6 – 9,8 75,4 87,1
Arbeitnehmer insg. 6 495 3 110 111,5 79,5 1,0 6,4 11,3 – 26,9 – 15,6 73,1 102,9
Erwerbstätige insg. 6 538 3 141 112,6 74,6 5,6 7,0 11,2 – 25,7 – 14,3 74,3 105,6
Rentner 3 118 2 259 81,0 3,1 0,5 7,8 88,0 – 6,9 81,0 93,1 95,2
Pensionäre – – – – – – – – – – –
Arbeitslose 2 623 1 617 58,0 10,0 1,1 8,6 75,3 – 2,5 72,8 97,5 71,4
Sozialhilfeempf. 1 227 1 227 44,0 4,3 0,4 1,7 83,7 – 0,8 82,9 99,2 55,1
Sonstige 2 575 1 881 67,4 35,5 2,2 2,0 33,9 – 4,9 29,0 95,1 81,0
Nichterwerbstätige
Alle Haushalte 4 962 2 790 100,0 57,4 4,3 7,2 29,3 – 20,8 8,4 79,2 100,0

1) Markteinkommen (einschl. Mietwert selbstgenutzten Wohneigentums) und Transfereinkommen. – 2) Die Anteile der aufgeführten Einkommensarten er-
geben weniger als 100 % des Haushaltsbruttoeinkommens, da die Kategorie der sonstigen Einkommen (insbes. private Transfers) nicht ausgewiesen wird.
– 3) Saldo aus empfangenen öffentlichen Transfers (einschl. Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst und betrieblicher Altersversorgung) und geleisteten di-
rekten Steuern sowie Sozialabgaben. – 4) Ungewichtet in DM/Monat (monatsdurchschnittliches Jahreseinkommen). – 5) Gewichtet (Äquivalenz-Einkom-
men) nach der alten OECD-Skala in DM. – 6) Gewichtetes Einkommen in % des gewichteten Bruttoeinkommens aller Haushalte. – 7) Einkommensart in %
des Haushaltsbruttoeinkommens, jeweils gewichtet. Äquivalenz-Einkommen. – 8) Gewichtetes Nettoeinkommen der jeweiligen Haushaltsgruppe in % des
gewichteten Nettoeinkommens aller Haushalte. – 9) Ohne Landwirte.
Quelle: EVS-Datenbank der Professur für Sozialpolitik an der Goethe-Universität Frankfurt a. M., Berechnungen von Irene Becker.



Brutto-Einkommensposition jeder Haushaltsgruppe
wieder. Das Bruttoeinkommen umfasst hier Markt-
bzw. Erwerbseinkommen und Transfereinkommen.
Nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben ergibt
sich das Nettoeinkommen (s. die letzte Spalte), das
hier – da Transfers schon eingeschlossen sind – im
Sinn der VGR weitgehend gleichbedeutend ist mit
dem privat verfügbaren Einkommen24). Für das
Netto-Äquivalenzeinkommen in der letzten Spalte ist
ebenfalls eine relative Einkommensposition angege-
ben (in der zweien Unterspalte), indem das durch-
schnittliche Netto-Äquivalenzeinkommen aller Haus-
halte als Maßstab dient. Der Vergleich beider relati-
ver Positionen ist also ein Vergleich von Äquivalenz-
einkommen vor und nach Steuern sowie Sozialabga-
ben; zu bedenken ist, dass „vorher“ die Einkommen
schon durch unterschiedliche öffentliche Transfers re-
lativ angeglichen worden sind25). Das gruppenspezifi-
sche Ausmaß der gesamten öffentlichen Umvertei-
lung wird durch den jeweiligen Saldo der Umvertei-
lung gemessen (s. die vorletzte Tabellenspalte). 

Mit diesen Hinweisen dürften die Tabellen 9 und 10
weitgehend selbsterklärend sein, so dass hier nur we-
nige Ergebnisse am Beispiel Westdeutschlands her-
vorgehoben werden sollen: Wie schon auf der funk-
tionalen Verteilungsebene findet sich auch auf der
personellen eine öffentliche Privilegierung der Ge-
winn- und Vermögenseinkommen und damit der
Selbständigen-Haushalte, in denen diese beiden Ein-
kommensarten mehr als 80 vH des gesamten Haus-
haltsbudgets stellen (bei den Landwirten gut 75 vH).
Die Einkommen dieser beiden Haushaltsgruppen un-
ter allen Erwerbstätigenhaushalten werden durch den
öffentlichen Umverteilungsprozess am wenigsten be-
lastet bzw. am stärksten geschont. Dieser Sachverhalt
ist nicht nur auf die fehlende Sozialversicherungs-
pflicht der meisten Gewinn- und Vermögenseinkom-
men zurückzuführen26), sondern auch auf die steuer-
liche Privilegierung von Gewinn- und Vermögensein-
kommen (sowie die überdurchschnittlichen öffentli-
chen Transfers bzw. Subventionen bei Landwirte-
Haushalten)27). Die relative Einkommensposition
insbesondere der Selbständigen-Haushalte ist nach
Abgabenbelastung deshalb besser als vor dem Abzug
von Steuern und Sozialabgaben (in Westdeutschland
1993: 157,4 vH statt vor der Umverteilung 152,1 vH;
1998: 143,9 vH statt 132,4 vH). 1998 ist die öffentli-
che Begünstigung der beiden Haushaltsgruppen von
Selbständigen und Landwirten sogar gegenüber 1993
gewachsen bzw. der Saldo der Umverteilung in deren
Haushaltsbudgets noch geringer geworden. Auch bei
den Beamten-Haushalten wirkt übrigens die öffentli-
che Umverteilung, genauer: die Sozialversicherungs-
Freiheit von Beamtenbezügen begünstigend, so dass
ihre relative Verteilungsposition nach der Umvertei-
lung ebenfalls besser ist, wenn auch nicht so deutlich
wie bei den Selbständigen-Haushalten. Bei den Nicht-
Erwerbstätigenhaushalten ist eine solche Verbesse-

rung durch die Umverteilungsmechanismen dagegen
in einem Sozialstaat zu erwarten. Sie fällt allerdings je
nach Haushaltsgruppe unterschiedlich aus. Am we-
nigsten effektiv ist sie bei den Sozialhilfe-Haushalten,
deren verfügbares Einkommen – trotz des höchsten
Anteils öffentlicher Transfers am Haushaltsbudget al-
ler Gruppen – nicht über die 50 vH-Marke bei der re-
lativen Haushaltsposition hinauskommt. In West-
deutschland fällt diese relative Position beim Netto-
Äquivalenzeinkommen sogar leicht von 42,3 vH in
1993 auf 42,0 vH in 199828).

Diese Bemerkungen beziehen sich auf die durch-
schnittlichen Einkommen von Haushaltsgruppen, die
die Einkommensstreuung innerhalb der einzelnen
Haushaltsgruppen überdecken. Um einen Eindruck
vom Ausmaß dieser Streuung zu vermitteln, sind in
Tabelle 11 die Einkommen aller Haushalte sowie zu-
sätzlich der Selbständigen- und Arbeitnehmer-Haus-
halte in West- und Ostdeutschland in relative Wohl-
standspositionsklassen eingeteilt. „Wohlstand“ steht
hier für Netto-Äquivalenzeinkommen; und „relative
Positionsklasse“ meint die Einordnung einzelner
Haushaltseinkommen in Einkommensvielfache des
durchschnittlichen Einkommens aller Haushalte.
Z. B. sind in der ersten Zeile jeden Jahres alle die
Haushaltseinkommen versammelt, die 50 vH und we-
niger des durchschnittlichen Äquivalenzeinkommens
aller Haushalte ausmachen, nach einer Konvention in
der Verteilungsforschung also die „einkommensar-
men“ Haushalte. Im Kontrast dazu sind in der letz-
ten Zeile alle Einkommen versammelt, die 200 vH
und mehr des Einkommensdurchschnitts ausmachen,
das heißt nach einer anderen Konvention (auf Vor-
schlag von Huster 1993) die „einkommensreichen“
Haushalte. Danach haben „Armut“ und „Reichtum“
in West und Ost von 1993 bis 1998 unter allen Haus-
halten wie unter den Arbeitnehmer-Haushalten zuge-
nommen. Auch bei den Selbständigen-Haushalten in
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24) Tatsächlich wären noch die „Konsumentenkreditzinsen“ sowie die
„sonstigen geleisteten Übertragungen“ vom Nettoeinkommen abzuzie-
hen, um im Sinn des (aufgegebenen) deutschen Systems der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen zum verfügbaren Einkommen der priva-
ten Haushalte zu gelangen. Die entsprechenden Angaben stehen jedoch
im Rahmen der EVS nicht zur Verfügung.

25) Zusätzlich kann auch aus den Tabellen das Einkommen vor und nach
der gesamten Umverteilung verglichen werden. Dazu müssten zunächst
die Haushaltsbruttoeinkommen um die angegebenen Anteile an öffentli-
chen Transfers vermindert werden, um das jeweilige gruppenspezifische
Markteinkommen zu erhalten. Ein Vergleich der Markteinkommen mit
den verfügbaren Einkommen ist jedoch im Grunde nur sinnvoll für die
erwerbstätigen Haushalte, die die überwiegenden Einkommen der Nicht-
Erwerbstätigenhaushalte über die Umverteilung finanzieren müssen.

26) Handwerker sind teilweise trotz selbständiger Tätigkeit sozialversiche-
rungspflichtig; und bei Rentnern werden teilweise auch Vermögensein-
kommen in die Bemessungsgrundlage ihrer Krankenversicherungs-
beiträge einbezogen.

27) Das Einkommen der Landwirte dürfte allerdings in der EVS ebenfalls
unterzeichnet sein, und zwar unter anderem wegen der geldwerten Vor-
teile aus dem Verbrauch selbst produzierter Produkte. 

28) Die relative Einkommensposition würde noch stärker fallen, wenn die
Untererfassung der Selbständigeneinkommen 1998 korrigiert werden
könnte, weil dann das durchschnittliche verfügbare Einkommen aller
Haushalte als Maßstab für die relative Einkommensposition auch der
Sozialhilfe-Empfänger steigen würde. Dieser Effekt einer Positions-Ab-
senkung würde allerdings auch bei den meisten anderen Haushaltstypen
eintreten.



Westdeutschland ist die Armut gestiegen, aber der
Reichtum scheinbar zurückgegangen. Letzteres dürfte
jedoch auf die schon erwähnte Untererfassung hoher
Residualeinkommen in der EVS 1998 aufgrund der
geänderten Anschreibemethode der Haushalte zu-
rückzuführen sein, ersteres kann seine Ursache zu-
sätzlich in vermehrter und prekärer Scheinselb-
ständigkeit haben. Vielleicht strahlen diese beiden
Ursachenfaktoren sogar in darüber und darunter lie-
gende Einkommensklassen mit aus, wie der Entwick-
lungsvergleich von 1993 auf 1998 vermuten lassen
könnte. 

In Ostdeutschland dagegen ist bei den Selbständi-
gen-Haushalten die Einkommensentwicklung nicht
ganz eindeutig, weil es in beiden Erhebungsjahren re-
lativ wenig an der Befragung teilnehmende Selbstän-
dige gab (deshalb stehen die entsprechenden Ergeb-
nisse in Klammern bzw. sind gar nicht ausgewiesen). 

Weitere vorliegende Ergebnisse der EVS 1998 aus
dem HBS-Projekt „Personelle Einkommensvertei-
lung“ sind hier aus Platzgründen in tabellarischer
Form nicht darstellbar; verbal soll hier nur soviel an-
gedeutet werden: Differenziert man die in Tabelle 11
enthaltenen Einkommen der Selbständigen- und Ar-
beitnehmer-Haushalte in Einkommenskomponenten
nach dem Muster von Tabelle 9 und 10, so bestätigt
sich z. B. die fiskalische Privilegierung von Gewinn-
und Vermögenseinkommen; mit Ausnahme der „Ar-
mutsklasse“ sind in jeder Wohlstandspositionsklasse,
also bei jedem gleichen absoluten Einkommensni-
veau, die direkten Steuern der Selbständigen-Haus-
halte immer niedriger als die der Arbeitnehmer-Haus-
halte (die der Belastung durch Sozialversicherungs-
beiträge ohnehin). Zusätzlich ist neben dem Einkom-
men der Haushalte auch deren Ausgabenstruktur dif-

ferenzierbar. Dann relativieren sich viele Wohlstands-
positionen in einem erweiterten Sinn. Im unteren Ein-
kommensbereich verschlechtern sich die Wohlstands-
positionen, weil dort die Haushalte mit sinkendem
Einkommen überproportional hohe Mietlasten zu
tragen haben und deshalb über entsprechend gerin-
gere sonstige Abgabespielräume verfügen. Im oberen
Einkommensbereich dagegen verbessert sich mit stei-
gendem Einkommen die relative Wohlstandsposition
im erweiterten Sinn, weil z. B. neben überproportio-
nal starker Vermögensbildung in Form von Immobi-
lien auch sonstige Vermögensbildung besonders in-
tensiv möglich ist – und dies bei Selbständigen-Haus-
halten auch bei gleicher Einkommenshöhe deutlich
ausgeprägter als bei Arbeitnehmer-Haushalten.

5. Privater Reichtum – und sonst nichts – um
den Preis öffentlicher und privater Armut?

Man wird davon ausgehen können, dass der an-
gekündigte erste nationale Armuts- und Reichtums-
bericht der Bundesregierung differenziertere und teil-
weise auch neue Erkenntnisse zur Verteilung von Ein-
kommen und Vermögen in Deutschland bringen wird.
Man kann aber heute schon berechtigte Zweifel daran
haben, dass er angesichts der geschilderten Schwächen
vorhandener empirischer Informationsgrundlagen die
Ränder der Einkommensverteilung, insbesondere den
Reichtum, befriedigend wird abbilden können. Wahr-
scheinlich werden deshalb auch Vorschläge zur Ver-
besserung der Informationsbasis gemacht werden oder
aus dem Bericht abzuleiten sein29).
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29) Zu den Möglichkeiten einer stärkeren Ausschöpfung von Informationen
z.B. der Einkommensteuerstatistik vgl. Merz 2000, zu den damit ver-
bundenen Problemen und Verbesserungsnotwendigkeiten auch dieser
Datenquelle Bach/Bartholmai 2000 sowie Rosinus 2000.

Tabelle 11
Personelle Verteilung1) nach relativen Wohlstandspositionsklassen2) 1993 und 1998 in %

Relative Wohl- Westdeutschland Ostdeutschland
standsposition
von ... bis Alle Selbständige Arbeitnehmer Alle Selbständige Arbeitnehmer
unter ...

1993

– 0,50 10,3 (4,1) 6,0 3,1 * (1,4)
0,50 – 0,75 26,2 12,0 25,5 22,6 (18,1) 17,1
0,75 – 1,00 24,6 15,2 26,3 33,3 (22,7) 32,4
1,00 – 1,25 16,9 15,6 18,8 23,0 (20,4) 25,8
1,25 – 1,50 9,2 11,7 10,5 9,8 (14,1) 12,8
1,50 – 2,00 8,1 16,7 8,9 5,8 (5,9) 8,1

2,00 und mehr 4,9 24,6 4,1 2,4 (15,5) 2,4

1998

– 0,50 11,2 (6,6) 7,0 4,5 * (2,6)
0,50 – 0,75 24,8 13,3 25,3 24,4 (12,3) 22,7
0,75 – 1,00 25,0 16,6 27,5 30,7 (18,4) 31,4
1,00 – 1,25 16,8 16,1 18,2 21,2 (21,3) 21,9
1,25 – 1,50 9,3 13,6 9,7 10,4 (14,8) 11,6
1,50 – 2,00 7,9 14,9 7,9 5,9 (14,3) 6,8

2,00 und mehr 5,0 19,0 4,4 2,9 (15,8) 3,1

1) Personen in Haushalten insgesamt bzw. in Selbständigenhaushalten bzw. in Arbeitnehmerhaushalten. – 2) Nettoäquivalenzeinkommen in Relation zm
durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommen des jeweiligen Landesteils (Bezug: Alte OECD-Skala).
Quelle: EVS-Datenbank der Professur für Sozialpolitik an der Goethe-Universität Frankfurt a. M., Berechnungen von Irene Becker.



Die zu erwartenden Unschärfen und die vielleicht
notwendigen Verbesserungen des statistisches Instru-
mentariums dürfen jedoch kein Anlass sein, vertei-
lungskorrigierendes Handeln generell weiter auf die
lange Bank zu schieben. Dazu sind die heute bereits
vorhandenen Erkenntnisse ausreichend groß und
auch für konkrete Handlungsempfehlungen im
Großen und Ganzen genug detaillierbar. Vor allem
die Konzentration von Einkommen und Vermögen
bei relativ wenigen Haushalten ist ausreichend belegt,
zumal sie eher als Untergrenze der wahren Konzen-
tration interpretiert werden kann. Doch das eigentli-
che verteilungspolitische Problem schon seit gerau-
mer Zeit ist, dass die aus der Konzentration resultie-
renden Probleme nicht gesehen, sondern im Gegenteil
durch eine Fortsetzung konzentrationsfördernder
Maßnahmen weiter verschärft werden. Dieser Ein-
druck, den man schon in der Ära Kohl gewinnen
konnte, scheint auch durch die bisherigen Aktivitäten
und Pläne der Rot-Grünen Bundesregierung, aber
auch der anderen Gebietskörperschaften genährt zu
werden. Die Wirkungen dieser Aktivitäten und um-
gesetzter Pläne beinhalten zumindest nach heutigem
Stand die erhebliche Gefahr, dass privater Reichtum
weiter gefördert wird um den Preis von privater wie
öffentlicher Armut – vielleicht in wohlmeinender,
aber nicht gutgehender Absicht: 

Die verabschiedeten Steuerreformen der Bundesre-
gierung, die letztlich auch von den anderen Gebiets-
körperschaften getragen sind, werden im Großen und
Ganzen die Unternehmen, genauer: die Kapitalgesell-
schaften und die Bezieher hoher Einkommen sowie
die Besitzer großer Vermögen begünstigen30). Diese
Wirkung wird erst recht eintreten, wenn ein Teil der
geplanten Gegenfinanzierungsmaßnahmen für Steuer-
erleichterungen der Unternehmen, sprich: die Ver-
schärfung der Abschreibungsbedingungen, zurückge-
nommen wird – wie sich aktuell andeutet –, oder
wenn sich ein anderer Teil der Gegenfinanzierungs-
maßnahmen, nämlich die Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage zu versteuernder Einkommen im
Steuervollzug nicht verwirklichen lässt. Jüngste kriti-
sche Äußerungen des Landesrechungshofs Nord-
rhein-Westfalen in seinem letzten Jahresbericht zur
nachlässigen Besteuerung bei Kapitalgesellschaften
wie bei Einkommensmillionären deuten darauf hin,
dass es mit einer personellen Verstärkung der Fi-
nanzverwaltung allein – die bisher ohnehin nur ge-
ringfügig ausfällt – nicht getan ist31). Die eingangs
formulierte Wirkung wird sich auch umso stärker ein-
stellen, je mehr andere dringende Reformmaßnahmen
unterbleiben, die eine Korrektur der bisherigen Re-
form-Schieflage bewirken könnten. Zu nennen sind
insbesondere eine Wiederbelebung der Vermögens-
steuer und/oder eine Reform der Erbschaftssteuer, die
über die bloße Angleichung der steuerlichen Behand-
lung von Immobilien und Betriebsvermögen an das
Geldvermögen deutlich hinaus gehen müsste. Zu er-

wähnen ist auch eine grundlegende Reform des Fa-
milienlastenausgleichs, der mit einem erhöhten Kin-
dergeld und einem etwas erhöhten Erziehungsgeld bei
weitem nicht als erledigt betrachtet werden kann.
Schließlich gehört dazu dringlich eine Reform der
Zinsbesteuerung, die den Bundesverfassungsgerichts-
auftrag zur gleichmäßigen Besteuerung auch bei die-
ser Einkunftsart endlich, dass heißt möglichst bald
und nicht erst im Jahre 2010 erfüllt32).

Werden die zuletzt angemahnten Reformen nicht
realisiert, droht das Einkommensbesteuerungssystem
sogar gänzlich fragwürdig zu werden, denn es ist ihm
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30) Eine kritische Bestandsaufnahme der bisherigen Steuerreformen sowie
ein Ausblick auf noch unerfüllte Reformnotwendigkeiten wird eine WSI-
Tagung Anfang Dezember 2000 in Berlin vornehmen; eine Veröffentli-
chung der dortigen Referate ist geplant (Schäfer/Truger 2001).

31) In seiner Presseerklärung zum Jahresbericht 2000 vom 24.7.2000 fasst
der Landesrechnungshof (S. 24 ff.) zusammen: 
„Bearbeitung der Körperschaftssteuer (S. 239 ff. des Jahresberichts): 
– Qualitätsverbesserungen bei der Prüfung von Kapitalgesellschaften – 
Die Finanzbehörden können mit dem vorhandenen Personal die Steuern
nach Maßgabe der Steuergesetze nur gleichmäßig festsetzen und erhe-
ben, wenn bei der Bearbeitung der Steuerfälle auf das Wesentliche abge-
stellt wird. Als maßgebendes Kriterium, ob eine nicht der Betriebsprü-
fung unterliegende Kapitalgesellschaft intensiv oder nur überschlägig zu
bearbeiten ist, gilt bundeseinheitlich ausschließlich der Gewinn der Kör-
perschaft. Dies hat zur Folge, dass gerade ertragsstarke Kapitalgesell-
schaften, die in besonders ausgeprägtem Umfang gewinnmindernde Ge-
staltungen vornehmen können und deswegen einer besonders intensiven
Überprüfung bedürften, nicht entsprechend eingestuft werden. Eine in-
tensive Prüfung der Steuererklärungen von Kapitalgesellschaften, die
trotz eines Umsatzes über 3 Mio. DM nur einen geringen Gewinn aus-
weisen, ist nicht angeordnet.
Der Landesrechnungshof hält es aufgrund seiner Prüfung für geboten,
die bundesweit einheitlichen Auswahlkriterien für eine intensive Prüfung
von Kapitalgesellschaften zu modifizieren und auch am Umsatz auszu-
richten. Er hat das Finanzministerium gebeten, das Erforderliche auf
Bundesebene einzuleiten. Darüber hinaus leidet nach den Feststellungen
des Landesrechnungshofs die Sachaufklärung daran, dass von den Fi-
nanzämtern nicht alle besteuerungsrelevanten Unterlagen angefordert
wurden. Die Bearbeitung der Steuererklärungen sollte nach Auffassung
des Landesrechnungshofs daher durch gezielte Maßnahmen der Fach-
aufsicht verbessert werden.
Besteuerung der Einkunftsmillionäre (S. 251 ff. des Jahresberichts):
- Mängel bei der Bearbeitung; Auswirkung: 38 Mio. DM nicht festge-
setzte Steuern -
Der Landesrechnungshof und das Staatliche Rechnungsprüfungsamt für
Steuern haben landesweit mit Schwerpunkt auf Einkommensteuer mehr
als ein Viertel (=1.365) der 6.158 in NRW als Einkunftsmillionäre einge-
stuften Steuerfälle geprüft. Dabei hat sich eine überraschend hohe Feh-
lerquote von durchschnittlich nahezu 30 % ergeben. Im Hinblick darauf,
dass zur Steigerung der Bearbeitungsqualität die Betriebsprüfungsstellen
eingeschaltet waren, hätte das Ergebnis deutlich besser ausfallen müssen.
Wegen der steuerlichen Bedeutung ist für Einkunftsmillionäre zwar
grundsätzlich eine Betriebsprüfung vorgesehen. Der Landesrechnungs-
hof hat jedoch feststellen müssen, dass Prüfungen von Einkunftsmil-
lionären in der Vergangenheit häufig nicht durchgeführt wurden.
Die im Rahmen dieser Prüfung getroffenen Feststellungen haben nach
dem derzeitigen Sachstand bisher nicht festgesetzte Steuern von rd. 38
Mio. DM ergeben. 
Die Ursache für die hohe Fehlerquote sieht der Landesrechnungshof
nicht nur in individuellen Fehlern der Bearbeiter der Veranlagungsstellen
bzw. der Betriebsprüfer, sondern auch in der komplizierten und zudem
noch unterschiedlichen Weisungslage in den einzelnen Oberfinanzbezir-
ken. Der Landesrechnungshof hält auch wegen der finanziellen Bedeu-
tung dieser Steuerfälle weitere Maßnahmen der Finanzverwaltung zur
Verbesserung der Bearbeitungsqualität für erforderlich. Hierzu gehört
auch, die Zahl der Betriebsprüfungen bei Einkunftsmillionären deutlich
zu steigern und gleichzeitig auch in diesem Bereich für eine Qualitäts-
sicherung zu sorgen.

32) Nach einer kürzlichen Verabredung der EU-Finanzminister soll erst spä-
testens 2010 eine Europa-weite Harmonisierung der Zinsbesteuerung er-
folgen, nicht zuletzt wegen des hinhaltenden Widerstandes von Luxem-
burg und auch der Schweiz. Obwohl kurz nach dieser Vereinbarung be-
kannt geworden ist, dass gerade Luxemburg und die Schweiz sich ge-
genüber dem US-Fiskus verpflichtet haben, detaillierte Daten über US-
Bürger als Anleger in diesen Ländern zu liefern und damit ihrem
Widerstand gegen eine Zinssteuer-Harmonisierung in Europa den Boden
entzogen haben, ist keine Beschleunigung in dieser Frage erkennbar.



unter Status Quo-Bedingungen die Entwicklung zu
einer „Mittelstands-Steuer“ eingepflanzt: Einerseits
werden – berechtigterweise – durch höhere Grund-
freibeträge und niedrigere Eingangssteuersätze immer
breitere Kreise am unteren Einkommensrand von der
Steuerlast verschont. Andererseits werden aber auch
am oberen Rand der Einkommenspyramide durch
niedrigere Spitzensteuersätze, durch schon länger be-
stehende wie neu eingeführte Ausnahmetatbestände33)
und durch einen unbefriedigenden Steuervollzug
hohe und höchste Einkommen immer stärker von
Steuern entlastet. Tatsächlich wirkte sich ja schon in
der Vergangenheit bei insgesamt steigenden Einkom-
men, erst recht im oberen Bereich, das lange Kon-
stanthalten des Spitzensteuersatzes und zusätzlich des
Schwelleneinkommens für den Spitzensteuersatz wie
eine „heimliche“ kontinuierliche Steuerentlastung
aus. Mit den beschriebenen aktuellen Tendenzen wird
die Vergangenheitsentwicklung verschärft, so dass
letztlich zukünftig immer mehr die Bezieher mittlerer
Einkommen die Steuerlast und die Last der Steuer-
progression zu tragen haben werden. 

Diese bedenkliche Steuerpolitik als Quasi-Förde-
rung privaten Reichtums wird zugleich von anderen
Politikebenen flankiert, die private Armut wie öffent-
liche Armut erzeugen können – und in ihrem Gefolge
unzureichende materielle wie immaterielle Infrastruk-
tur: Private Armut im Alter könnte die Rentenreform,
insbesondere die vorgesehene Substitution von gesetz-
licher Rente durch private Vorsorge, erzeugen, weil
Niedrigverdiener trotz einer gewissen öffentlichen
Förderung zu dieser privaten Vorsorge nur begrenzt
oder gar nicht in der Lage sein werden. Abgesehen da-
von kann nicht nur für Niedrigverdiener, sondern
auch für alle Vorsorger der private Weg mit größeren
Risiken als bisher verbunden sein, wenn er allzu sehr
den unabsehbaren Schwankungen des Finanzmarkts
ausgesetzt ist. Solche Anlagenrisiken können aber
auch schon kurzfristig für breite Verdienerkreise ein
Problem werden, wenn sich Forderungen durchsetzen,
auch Teile der laufenden Löhne gewinnabhängig, also
auch verlustabhängig zu gestalten. Daneben wird wei-
ter an der Forderung nach Einführung von Nied-
riglohnbereichen festgehalten, was angesichts eines
schon vorhandenen Niedriglohnsektors als Ausbrei-
tung dieser Bereiche übersetzt werden muss34). Diese
letzte Forderung richtet sich noch in erster Linie an
niedrigere Tariflöhne. Dazu gesellen sich aber immer
häufiger Forderungen nach niedrigen „Aktivierungs-
löhnen“, mit denen scheinbar arbeitsunwillige Sozial-
hilfeempfänger oder Arbeitslose mit diversen disku-
tierten „Anreizen“, die teilweise an Zwangsmaßnah-
men grenzen, an den Arbeitsmarkt „herangeführt“
werden sollen35), letztlich aber auch oder sogar eher
öffentliche Kassen entlastet werden sollen. In einigen
Kommunen bzw. einigen Bundesländern werden of-
fenbar schon praktische Versuche in diesem Sinn un-
ternommen36); und eine jüngste Vereinbarung der

Länder-Arbeits- und Sozialminister unter dem Motto
eines „aktivierenden Staates“ könnte in dieselbe Rich-
tung zielen37). Werden aber unabhängig von der Ren-
tenreform heutige oder zukünftige Löhne auf breiter
Front „relativiert“, sprich gedrückt, so ist das Risiko
von langfristiger Altersarmut umso größer – und von
Gegenwartsarmut auch. 

Öffentliche Armut – zunächst öffentliche Einkom-
mensarmut, damit aber auch verengte Spielräume für
öffentliche Ausgaben und insbesondere gesellschaftli-
che Zukunftsvorsorge – geht indirekt von den oben
angesprochenen Steuerreformen aus, unmittelbar
aber auch von den jüngst bekannt gewordenen Aus-
gabenzielen des Bundesfinanzministers, die letztlich
ab dem Jahre 2005 für alle Gebietskörperschaften
und ab 2007 auch für den Bund Etatüberschüsse er-
möglichen sollen. Überschüsse heißt aber verminderte
Ausgaben auf einem ohnehin schon durch gesenkte
Besteuerungsansprüche und reduzierte Verschul-
dungsbereitschaft verminderten Einnahmenniveau.
Gilt dies für die gesamte staatliche Ebene, so sind dis-
kutierte institutionelle Veränderungen innerhalb der
Gebietskörperschaften zusätzlich geeignet, vor allem
die besonders bürgernahen kommunalen Leistungen
noch weiter als bisher schon einzuschränken. So wird
in der Bundesregierung neuerdings überlegt, statt der
ursprünglich vorgesehenen gesetzlichen Grundsiche-
rung gegen Altersarmut im Rahmen der gesetzlichen
Altersvorsorge entsprechende Risiken auf die Sozial-
hilfe und damit deren aktuelle Träger, die Kommu-
nen zu verlagern, die damit ihren Spielraum für an-
dere öffentliche Leistungen weiter und möglicher-
weise erheblich beschneiden müssten38).

Zumindest teilweise kann man hinter der Gleichzei-
tigkeit solcher politischen Aktivitäten bzw. politi-
schen Pläne eine schon vor 1998 weit verbreitete
These vermuten: Dass im Konflikt zwischen Vertei-
lungsgerechtigkeit einerseits und ökonomischer Effi-
zienz andererseits zu Gunsten Letzterer zu entschei-
den sei. Möglicherweise würde diese These heute et-
was anders formuliert – als vermutete langfristige Un-
terlegenheit des Systems „Deutschland AG“ gegen-
über dem US-Modell –, aber im Kern auf dasselbe
hinauslaufen. Es ist jedoch an anderer Stelle wie auch
hier schon des öfteren darauf hingewiesen worden,
dass dieser unterstellte Konflikt zwischen Vertei-
lungsgerechtigkeit und Effizienz nicht existiert – und
auch weder am Beispiel USA noch am Fall Deutsch-
land belegbar ist:
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33) Steuerfreistellung von Unternehmensverkäufen bei Kapitelgesellschaften,
hälftiger Steuersatz bei der einmaligen Veräußerung von Personengesell-
schaften, Halbteilungsverfahren bei der Besteuerung von Dividenden,
Steuerfreistellung von Spekulationsgewinnen nach Ablauf der Spekulati-
onsfrist u.a.m.

34) Siehe dazu ausführlich Schäfer 2000a.
35) Vgl. z.B. die Vorschläge bei Berthold, Thode, Berchem 2000.
36) Siehe die Recherche von Paetz 2000.
37) Siehe Frankfurter Rundschau 2000
38) Siehe die entsprechenden Befürchtungen des Deutschen Städtetages bei

Articus 2000.



Zum US-Modell ist bereits wiederholt kritisch Stel-
lung genommen und vieles von seinen „Erfolgen“ als
Illusion offen gelegt worden39). Deshalb kann hier
nur noch an die wichtigsten Aspekte erinnert werden:
Die Zunahme der US-Beschäftigung hat das US-Er-
werbstätigenniveau zumindest bei den Männern auf
kein höheres Niveau geführt als das in Deutschland;
das US-Niveau wird aktuell stabilisiert und mittelfri-
stig gefährdet durch eine außerordentlich hohe Kri-
minalität, die heute Arbeitskräfte vom Arbeitsmarkt
„wegschließt“ und morgen auf dem Arbeitsmarkt
stigmatisiert; die Zunahme der US-Beschäftigung in
der letzten Dekade ist nicht auf geringe Löhne
zurückzuführen, die meisten neu Beschäftigen arbei-
ten vielmehr zu mittleren und sogar hohen Löhnen;
der Beschäftigungszuwachs ist dagegen auf eine über-
durchschnittliche Nachfragesteigerung zurückzu-
führen, die zuerst fiskalisch, denn geldpolitisch und
zuletzt durch eine extrem – bis auf Null – gesunkene
private Sparquote begründet ist; der schon vor dem
Beschäftigungszuwachs vorhandene ausgedehnte US-
Niedriglohnbereich und ein schlechtes US-Bildungs-
system haben die amerikanische Arbeitsproduktivität
gegenüber mehreren EU-Ländern zurückfallen las-
sen; statt einer Dienstleistungslücke in Europa gibt es
– nicht zuletzt wegen der traditionell niedrigen US-
Sparquote – viel eher eine Investitionslücke oder In-
dustrielücke in den USA; die Wettbewerbsfähigkeit
der US-Wirtschaft wird, gemessen am Außendefizit,
immer schlechter; wegen des Außendefizits und we-
gen der Sparlücke wird die Abhängigkeit der USA
vom ausländischen Kapital und seinen Kapitalgebern
immer größer; und schließlich wird die soziale Polari-
sierung in den USA, nicht nur aufgrund der wach-
senden Kriminalität bzw. Kriminalisierung, mit ent-
sprechenden gesellschaftlichen Folgekosten immer
bedrohlicher. 

Es schneidet also im Vergleich mit den USA insbe-
sondere Deutschland in vielen Bereichen seiner öko-
nomischen Performanz deutlich besser ab, ohne dass
dies die europäische Öffentlichkeit bisher ausreichend
wahrnimmt. Erst recht wird kaum gefragt, wie lange
diese gute Performanz noch anhalten kann. Je länger
und intensiver die schon in den 80er Jahren begon-
nene Nachahmung des US-Modells andauert, umso
kürzer droht die Verfallszeit auch der deutschen Vor-
teile zu werden. Dies lässt sich gerade an den in die-
sem Bericht wieder zitierten Verteilungsinformatio-
nen belegen. Insbesondere die ökonomisch negativen
Auswirkungen der Einkommenspolarisierung sind zu
betonen, die den Aspekt der verletzten sozialen Ge-
rechtigkeit immer mehr zu übertreffen drohen. 

Gemeint ist die Strukturveränderung im privat ver-
fügbaren Volkseinkommen aufgrund überproportio-
nal wachsender Gewinn- und Vermögenseinkommen,
die gleichzeitig zu einem entsprechenden Bedeutungs-
verlust der Masseneinkommen führen und den priva-
ten Verbrauch als größtes volkswirtschaftliches

Nachfrageaggregat seit Jahren nicht dynamisch wer-
den lassen und so auch einen großen Teil der Ar-
beitslosigkeit hausgemacht verschulden. Die Lohn-
einkommen unter den Masseneinkommen wachsen
unterdurchschnittlich aufgrund von „falscher Be-
scheidenheit“, die die Gewinn- und Vermögensein-
kommen bei ihrem Bruttowachstum begünstigen.
Und die Sozialeinkommen unter den Masseneinkom-
men gleichen den „Lohnverzicht“ nicht aus, weil sie
mit Sparpolitik den Reflex auf einen zunehmenden
öffentlichen „Einnahmeverzicht“ bei den Gewinn-
und Vermögenseinkommen erfahren, so dass Letztere
auch netto überproportional steigen. Eine nennens-
werte „Querverteilung“ schließlich von Gewinn- und
Vermögenseinkommen zu den Empfängern von
Lohn- und Sozialeinkommen, die Verluste bei Letzte-
ren durch Zugewinne bei Ersteren auch nur einiger-
maßen ausgleichen könnte, gibt es nicht. Dieser
Punkt, in dem sich alle verfügbaren empirischen Ana-
lysen der Einkommensverteilung einig sind, hat mög-
licherweise eine größere Bedeutung als die auf abseh-
bare Zeit unsicheren Ergebnisse über die genauen
Abstände von Armut und Reichtum. Es ist vielmehr
im Gegenteil so, dass relativ sinkende Lohn- und So-
zialeinkommen in der Regel auch geringere Spar-
bzw. Vermögensbildungsmöglichkeiten bedeuten –
also eine Verschärfung der Einkommenspolarisierung
und damit eine weitere Beschneidung des über den
privaten Konsum erschließbaren Wachstums- und
Beschäftigungspotentials.

Diese Tendenz muss folglich sowohl als Ausdruck
sozialer Gefährdung wie auch immer mehr als öko-
nomische Gefährdung verstanden werden. Letztere
ist schließlich nicht nur kurzfristiger bzw. konjunktu-
reller Art. Solange der private Konsum nicht kräfti-
ger werden kann, wird es mittelfristig weiter Wachs-
tumsverluste geben, die mit einer Verschwendung von
Humankapital durch registrierte Arbeitslosigkeit und
unerfüllte Erwerbswünsche, eine Vernachlässigung
der öffentlichen Infrastruktur und schließlich auch
eine Gefährdung der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit verbunden sind. Die dauerhafte Alternative
dazu ist wie gesagt eine gleichmäßigere Verteilung
von Einkommen und Lasten zur Finanzierung öffent-
licher Aufgaben im Rahmen eines im großen und
ganzen bewährten Systems der sozialen Marktwirt-
schaft bzw. des „europäischen Modells“. Dies wäre
die ökonomisch und sozial richtige Zukunftspolitik,
die Generationengerechtigkeit einschließt, weil diese
Alternative insbesondere auch die Beschäftigungs-
und Einkommenschancen der nächsten Generation
sichert.
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39) Siehe insbesondere die Veröffentlichungen von Pitz 1998 bis 2000 sowie
der EU-Labour Diplomats Group 1999; siehe zuletzt auch Schäfer 2000a
und Rifkin 2000.
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Beschrieben wird die Entwicklung der Einkommensverteilung in

1999 mittels verschiedener Indikatoren auf gesamtwirtschaftlicher

Ebene (Gewinne, Arbeits- und Sozialeinkommen) und mikroökonomi-

scher Ebene (individuelle Löhne, private Haushaltseinkommen). Aus-

gewertet werden insbesondere für die letztgenannten neueste Ergeb-

nisse der IAB-Beschäftigtenstichprobe und der Einkommens- und Ver-

brauchsstichprobe des Statistischen Bundesamtes. Insgesamt bestäti-

gen die Indikatoren eine anhaltende Schere zwischen überproportional

wachsenden Gewinn- und Vermögenseinkommen sowie unterpropor-

tional steigenden Arbeits- und Sozialeinkommen. Diese Entwick-

lung wird in den Vergangenheitstrend und seine mögliche zukünftige

Fortsetzung durch die aktuelle Politik von Bund, Ländern und Ge-

meinden eingebettet und unter sozialen wie ökonomischen Aspekten

bewertet.


